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Vorwort

In diesem Buch liste ich Mitteilungen aus Pressenachrichten sowie Fakten von Institutionen, Wissenschaftlern und Politikern über die soziale und politische Lage in Deutschland auf. Der Grund für mein Sammeln dieser Daten ist, dass ich mich zunehmend stark wundere und nicht mehr verstehen und nachvollziehen kann, was in Deutschland passiert.

Die hier gelisteten Mitteilungen sind zufällig gesammelt, so wie ich sie beim Lesen im Internet gefunden habe. Um das Urheberrecht der Beiträge nicht zu verletzen, habe ich mittels einer KI sämtliche Texte in die indirekte Rede gesetzt und zudem mit ihrer Quelle versehen. Meine Berichtsammlung ist natürlich nicht vollständig, weil die Masse erschlagend ist. Vielmehr habe ich zusammengetragen, was mir im Internet oder den Zeitungen begegnet: Gründe für das wachsende Unsicherheitsgefühl der Bevölkerung, angefeuert durch einerseits unfassbare Gewalttätigkeiten, Ignoranz und Gleichgültigkeit und aber andererseits, und das möchte ich deutlich machen, eine sich wiederholende Untätigkeit und das Unterlassen auf politischer Ebene. Mit meiner Sammlung wird deutlich, dass wider besseres Wissen die Verantwortlichen kontinuierlich untätig bleiben. Maximal schmücken sie sich mit leeren Worthülsen zum Wahlkampf. Die in diesem Buch gelisteten Informationen und Ereignisse, die ich von Mitte 2015 bis Ende 2019 darstelle (2020-2026 wird der nächste Band), haben dazu geführt, dass aus meinem anfänglichen Erstaunen und meiner Verwunderung inzwischen Sorge, Frust, oder gar Wut auf politische Ignoranz entstanden sind. Im Austausch mit anderen bestätigen sich meine Eindrücke und ich frage mich, wer erkennt denn nicht die Problematik in unserer Gesellschaft in den letzten Jahren: Verrohung und Gleichgültigkeit der MitbürgerInnen, Abverlangen von Toleranz für absolut nicht tragbares Verhalten, politische Unfähigkeit konsequent zu reagieren, Verlust von Zivilcourage – worauf warten eigentlich alle? Noch mehr geschwätzige Rhetorik zu den unerträglichen Rohheiten ist nicht aushaltbar. Darf eine Demokratie so ohnmächtig sein und stillstehen, wenn der Wunsch nach Ordnung und Sicherheit als Reaktion auf unverständliche Gräueltaten zunimmt? Darf eine Demokratie nicht mehr handeln, darf eine Demokratie überhaupt so unsicher sein ob ihrer Handlungsmöglichkeiten? Kann eine zunehmende Verrohung und Gleichgültigkeit in der Bevölkerung ein Ergebnis dieser politischen Entscheidungen sein? Entwickeln wir uns in eine toleranzreiche Antidemokratie? Wer wird denn perspektivisch ändern und zu Taten schreiten, wenn die Politik es nicht tut? Das wissen wir bereits, denn die Zeitungen sind täglich voll davon. Machen Sie sich Ihr eigenes Bild.

Es ist nicht mehr tragbar, dass der Staat Menschen alimentiert, die z.B. ohne Pass und mit erschwindelten Identitäten, bzw. illegal usw. den öffentlichen Raum einnehmen, unsere Sicherheit gefährden und Sozialsysteme ausnutzen. Wir haben schon lange keinen Platz - und Wohnraum schon gar nicht. Nicht nur Menschen, auch die Bedürfnisse der Tiere werden vernachlässigt, es gibt nicht mal mehr genügend Tierheime, da diese vor der Schließung stehen oder sich im schlechten Zustand befinden. Als sei das Leben hierzulande nichts mehr wert.

Die etablierten Politiker spielen sich als das Sozialamt der Welt auf, obwohl das ganze aus Steuergeldern erarbeitet wurde und nicht aus der Porto-oder Kaffeekasse von ihnen stammt. Politiker haben den Blick und die Verantwortung für die Probleme im eigenen Land verloren, elementare Grundbedürfnisse wie Wohnraum oder Frauenhäuser werden nicht erfüllt, aber auch umgekehrt: In zehn Bundesländern gibt es derzeit keine einzige Schutzeinrichtung für Männer, die von Partnerschaftsgewalt betroffen sind.

Laut einer Recherche des Weißen Rings, Deutschlands größter Hilfsorganisation für Kriminalitätsopfer, Stand Mai 2024: Frauenhäuser sind mehrheitlich unterfinanziert, die Höhe der zur Verfügung gestellten Finanzmittel ist nicht ausreichend, um die Unterstützung gewaltbetroffener Frauen und deren Kinder in einem erforderlichen Umfang und der gebotenen Qualität zu leisten. Eine Planungssicherheit ist für die Frauenhäuser nicht gegeben und die Ausstattung der Fachberatungsstellen mit Personalkapazitäten ist für die erforderliche Beratung und Unterstützung gewaltbetroffener Frauen und deren Kinder nicht ausreichend und vielfach werden die Mitarbeiterinnen der Fachberatungsstellen auf Grund fehlender finanzieller Ressourcen nicht tarifgerecht bezahlt.

Fehlende Kindergartenplätze, zurzeit fehlen 430.000, Stand September 2024, dagegen aber inflationär bereit ist, aus Steuergeldern für einen unbegleiteten Flüchtling monatlich um die 5000 Euro aufzuwenden, obwohl die Minderjährigkeit oft vorgetäuscht ist.

2024 heißt es: Warnung vor Hass und Gewalt, gegen die jetzt alle zusammenstehen müssen, sagt Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier — Im Klartext analysiert: Das, was die verantwortlichen Politiker unverantwortlich im großen Stil über die eigene Bevölkerung hinweg bestimmt und zugelassen haben, sollen die daraus resultierenden Geschädigten jetzt ausbaden.

Der NRW Ministerpräsident H. Wüst: Wir werden unsere Art zu leben verteidigen. Im Klartext analysiert: Unsere Art zu leben zu verteidigen wird jetzt ganz einfach auf das Volk delegiert!! Und auch dazu, unsere Art zu leben, gibt es schon viele Jahre nicht mehr und das in einer Dimension, die in erschreckend kurzer Zeitabfolge besteht.

Misstrauen ist leider seit der Asylkrise an der Tagesordnung, Misstrauen in einem ehemals geordneten, friedlichen, nicht mit überbordenden Roheitsdelikten hilflos ausgeliefertem Land.

Tatsächlich kann man die viel gepriesene und natürlich auch außerordentlich wichtige Zivilcourage mit größter Vorsicht betrachten, da die Zivilcouragierten bei Eingreifen von Straftaten, meist von Gruppen (wie feige), von MÄNNERN die Jacke vollkriegen, oder selbst lebensgefährliche Verletzungen davontragen, unter anderem gerne den schon am Boden liegenden gegen den Kopf zu treten.

Diese neue Dimension von daraus resultierenden – Unterlassungen– ist katastrophal. Seit wann brauchen wir eigentlich Sicherheitskonzepte? Und wegen wem? Auf Stadtfesten, Weihnachtsmärkten usw. ist es doch ziemlich bedenklich, wie die ach so ersehnte Vielfalt streng bewacht werden muss.

Ist die Gesellschaft so unreflektiert geworden, dass sie das einfach so hinnimmt? Ein Volksfest, das gesichert werden muss wie ein Hochsicherheitstrakt, ist keines! Könnte sein, dass die Gesamtbevölkerung eher zur Konfliktunfähigkeit neigt, ist es doch womöglich viel bequemer, dem linksorientiertem Mainstream zu folgen.

Die Zahl der Kinder -und Jugendstraftaten ist 2023 stark gestiegen. Die größte Zunahme gibt es bei nichtdeutschen Tatverdächtigen. Die alljährlichen Silvesterkrawalle, Angriffe auf Polizei und Rettungskräfte, Massenschlägereien in Schwimmbädern, Ausschreitungen und Raubüberfälle in Innenstädten, oftmals sind es junge Männer nichtdeutscher Herkunft, die durch Aggressionen und besonders “drastische” Gewalttaten auffallen.

Das BKA stellt zu den im Jahr 2023 geradezu explodierenden Straftaten klar: Der Anstieg bei den Kindern und Jugendlichen zeigt sich vor allem bei den nichtdeutschen Tatverdächtigen. Bei einem Bürgerdialog im September 2024 in Berlin sagt Bundeskanzler O. Scholz, die Krise am Wohnungsmarkt hätte nichts mit dem massenhaften Zustrom von Flüchtlingen zu tun. Aber Städte und Landkreise sind überfordert von der ungebremsten und unkontrollierten Migration. Mal liegt es an fehlenden Kitaplätzen, mal fehlen Flüchtlingshelfer, doch worum es zusätzlich ausnahmslos immer geht, ist fehlender Wohnraum. Es werden Sportstätten belegt, ganze Hotels werden angemietet, für verfügbaren Wohnraum werden Höchstpreise aus Steuergeldern gezahlt. 400.000 neue Wohnungen jährlich zu bauen war der Anspruch der Ampelregierung, das mitnichten stattgefunden hat.

2023 hieß es durch das ZDF-Frontalmagazin — Die Flüchtlingskrise steigert Wohnungsnot. Zur Unterbringung von Geflüchteten mieten Städte und Gemeinden immer mehr Wohnraum an. Für Menschen mit geringem Einkommen wird es dadurch noch schwerer bezahlbaren Wohnraum zu finden. Zurzeit fehlen über 800.000 Wohnungen, Bericht Welt-Nachrichten April 2024.




2015

Bürgermeister verlangen mehr Abschiebungen

Stand: Anfang Mai 2015

Die Abschiebungen von abgelehnten Asylbewerbern soll nicht so häufig ausgesetzt werden wie bisher. Das forderten 15 Oberbürgermeister und Landräte aus NRW von Ministerpräsidentin Hannelore Kraft (SPD). In NRW warnen Kommunen schon seit längerer Zeit vor steigenden Flüchtlingszahlen und überbelegten Unterkünften. Wie groß die Defizite tatsächlich sind, wurde erst nach dem Skandal um misshandelte Flüchtlinge durch Wachleute in Burbach im vergangenen Herbst öffentlich deutlich. Die Stadt Dortmund etwa hatte NRW-Innenminister Ralf Jäger (SPD) zuvor schon mehrfach auf dramatische Engpässe hingewiesen. NRW hatte zwar begonnen, die Zahl der Unterbringungsplätze rasch aufzustocken, doch der Handlungsdruck steigt. 15 Oberbürgermeister und Landräte aus der Ruhr-Region haben in einem Brief an Ministerpräsidentin Hannelore Kraft weitere Maßnahmen angemahnt. Sie fordern in dem Schreiben vom 10. März 2015, das der „Welt“ vorliegt, „das die Voraussetzungen bestandskräftig abgelehnte Asylbewerber in ihre Heimatländer zurückzuführen, nicht unnötig und auf dem Verordnungswege für NRW erschwert werden“. Sie beziehen sich auf Erlasse, die -geradezu kontraproduktiv- seien, wodurch man im Nachgang bei festgestellten Ausreiseverpflichtungen noch einmal in Einzelfallprüfungen eintritt und Familien nicht zu trennen seien. Stattdessen benötigen wir alle Unterstützung Menschen mit bestandkräftig festgestellten Ausreiseverpflichtungen in ihre Heimatländer zuzuführen, um die notwendigen Plätze für um ihr Leben fürchtende Flüchtlinge vorzuziehen, schreiben die Stadtoberhäupter aus Dortmund, Essen, Oberhausen, Mülheim An der Ruhr, Duisburg, Hamm, Hagen, Bochum, Gelsenkirchen, Bottrop, Herne sowie Landräte aus den Kreisen Recklinghausen, Unna, Ennepe-Ruhr und Wesel. Wie schwierig die kommunale Lage ist, zeigt sich beispielhaft an der Stadt Hagen. Dort leben aktuell 719 Flüchtlinge, vor drei Jahren waren es etwa 200. Der Zuschuss des Landes NRW für die Unterbringung steigt nach städtischen Ausgaben von 628,695 Euro (2012) auf voraussichtlich 2,7 Millionen Euro in diesem Jahr. Der Zuschussbedarf für die Stadt Hagen selbst erhöht sich parallel in diesem Zeitraum von 2,4 Millionen auf voraussichtlich 4,5 Millionen Euro, Personalkosten nicht mit eingerechnet. Die Bundesregierung geht davon aus, dass sich die Zahl der Asylbewerber in diesem Jahr auf 400.000 verdoppelt. Über entsprechende Schätzungen einiger Bundesländer hatte die “Welt am Sonntag” zuerst berichtet- Das NRW-Innenministerium bestätigt diese Entwicklung in einer Vorlage für den Landtag, die der “Welt” vorliegt. Daraus geht hervor, dass die Vorjahreszahlen allesamt übertroffen wurden. Im ersten Quartal 2015 wurden demnach bundesweit 75.034 Asylanträge gestellt, davon 14.547 in NRW. Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum entspricht dies einer Steigerung von 127,7%(Bund) bzw. 103,5 % (NRW). Im Monatsvergleich fällt der Unterschied noch stärker aus: Im Monat März wurden bundesweit fast 26.681 Asylanträge gestellt, davon 5407 in NRW. Dies entspricht einer Steigerung gegenüber dem Vorjahresmonat von 191,5 % (Bund) bzw. 149 % (NRW) Quelle: Kristian Frigelj, Welt online, 06.05.2015

Bund verdoppelt Zahlungen an Länder und Kommunen

Stand: Mitte Juni 2015

Der Bund sagt Ländern und Kommunen eine kräftige Finanzspritze zur Bewältigung der Unterbringungskosten für Flüchtlinge zu. Ab 2016 wird er sich dauerhaft an den Kosten beteiligen. Zur Bewältigung der steigenden Flüchtlingszahlen stockt der Bund seine Hilfen für Länder und Kommunen auf und beteiligt sich ab 2016 dauerhaft an den Kosten. Die „pauschale Hilfe” soll im laufenden Jahr auf eine Milliarde Euro verdoppelt werden. Das vereinbarten Bund, Länder und Kommunen bei einem Spitzentreffen in Berlin. Ab 2016 werde sich der Bund „strukturell und dauerhaft an den gesamtstaatlichen Kosten“ beteiligen, die im Zusammenhang mit der Zahl der schutzsuchenden Asylbewerber und Flüchtlinge entstehen, hieß es weiter. Die Entscheidungen dazu würden im Herbst fallen. Bund und Länder seien sich einig, dass sie zur Bewältigung der großen Zahl der Flüchtlinge und Asylbewerber in einer Verantwortungsgemeinschaft stehen, hieß es. Durch gemeinsame Anstrengungen müsse klarer unterschieden werden “ zwischen denen, die Schutz brauchen und denen, die keine Bleibeperspektive haben.” Wir sind ein ganzes Stück weiter gekommen sagte die NRW- Ministerpräsidentin H. Kraft nach einem dreistündigen Treffen. Die rheinland-pfälzische Regierungschefin Malu Dreyer würdigte die Soforthilfen für 2015 und eine geplante Beteiligung ab 2016 -Das ist positiv- Bisher stellt der Bund 2015 und 2016 jeweils 500 Millionen Euro bereit, um Länder und Kommunen bei der Aufnahme von Asylbewerbern zu entlasten. Der Betrag für 2016 würde demnach vorgezogen. Neben den strittigen Finanzhilfen wird auch angestrebt, die Asylverfahren zu verkürzen und die Integration in Ausbildung und Arbeit zu erleichtern. Offiziell diente das Spitzentreffen, an dem auch Vizekanzler und SPD-Chef Sigmar Gabriel sowie weitere Bundesminister teilgenommen hatten, der Vorbereitung des Flüchtlings-Gipfels kommende Woche. Die Länder fordern nach Angaben aus Verhandlungskreisen vom Bund mehr als fünf Milliarden Euro zur Entlastung bei den Unterbringungskosten. Pro Asylbewerber würden Kosten von etwa 12,500 Euro veranschlagt. Bei in diesem Jahr von den Ländern erwarteten 450.00 Asylbewerbern würde dies bei voller Übernahme der Kosten Zahlungen des Bundes von 5,6 Milliarden Euro kosten. An anderer Stelle war auch von 14.000 Euro je Asylbewerber die Rede. Das BAMF ginge zuletzt davon aus, dass bis Jahresende mehr als 400.000 Asylanträge gestellt würden. Das wären doppelt so viele wie im vergangenen Jahr. Eine Korrektur nach oben sei möglich. In einem Länderpapier wird die Einführung der Gesundheitskarte als eine Möglichkeit genannt, die gesundheitliche Versorgung von Asylbewerbern zu erleichtern und die Kommunen zu entlasten. Das BAMF solle "personelle und organisatorische Maßnahmen ergreifen", um das Ziel zu erreichen, über Asylanträge regelmäßig innerhalb von drei Monaten nach der Registrierung zu entscheiden. Ausländer und Sozialbehörden sowie Verwaltungsgerichte müssten in der Lage sein, die hohe Zahl der BAMF-Entscheidungen angemessen zu bewältigen.

In einem befristeten Zeitraum sollen per Aktionsplan Asylverfahren nochmal beschleunigt werden. Demnach soll das BAMF in der Regel binnen drei Wochen über Anträge entscheiden. Angesichts anhaltend hoher Zahlen Asylsuchender und Flüchtlinge, solle zudem möglichst kurzfristig zusätzlicher Wohnraum im bezahlbaren Mietsegment bereitgestellt werden. Gegebenenfalls solle eine Erweiterung der Liste der sicheren Herkunftsstaaten geprüft werden.Gefördert werden solle eine schnelle Integration Asylsuchender und Geduldeter mit guter Bleibepeersktive. Quelle: dpa/dol, Welt online, 12.06.2015

Steter Flüchtlingsstrom überfordert Kommunen

Stand: Ende Juli 2015

In diesen Tagen habe sich die Situation in Städten wie Krefeld, Witten oder Bergisch Gladbach regelmäßig zugespitzt. Ein Anruf eines Vertreters der zuständigen Bezirksregierung im Rathaus am Morgen habe ausgereicht, um Hektik und Chaos auszulösen, denn nach dem Gespräch hätten die Städte innerhalb weniger Stunden Schlafplätze für 100 oder mehr Flüchtlinge bereitstellen müssen. Mit einem Vorlauf von weniger als 36 Stunden habe man den Kommunen humanitäre und wirtschaftliche Hilfsbereitschaft abverlangt – in einer Zeit, in der aufgrund der Schulferien viele der für die organisatorische Umsetzung zuständigen Mitarbeiter im Urlaub gewesen seien. Dies habe Bergisch Gladbachs Bürgermeister Lutz Urbach in einem Schreiben an NRW-Ministerpräsidentin Hannelore Kraft beklagt. Besonders dramatisch sei die Lage entlang von Rhein und Ruhr gewesen. Nach den Worten von NRW-Innenminister Ralf Jäger seien seit Beginn des Jahres 2015 rund 77.000 Flüchtlinge in Städten wie Aachen, Düsseldorf oder Bielefeld angekommen. Viele dieser Menschen seien aus Bürgerkriegsgebieten in Syrien, dem Irak oder aus afrikanischen Staaten wie Somalia geflüchtet. Rund 40 Prozent stammten jedoch aus den Balkanländern und hätten damit kaum Chancen auf einen dauerhaften Aufenthalt in Deutschland, da in ihren Herkunftsländern keine politische Verfolgung stattfinde. Dennoch müssten auch diese Menschen für Wochen oder Monate in Deutschland untergebracht, versorgt und betreut werden. Das System habe kurz vor dem Kollaps gestanden. Fünf zentrale Erstaufnahmeeinrichtungen habe es zu diesem Zeitpunkt in NRW gegeben – in Dortmund, Bielefeld, Unna-Massen, Burbach und Bad Berleburg. In diesen Einrichtungen, in denen jeweils bis zu 500 Plätze vorgehalten worden seien, sollten die Neuankömmlinge allerdings nur kurze Zeit verweilen, ehe sie auf Städte und Gemeinden verteilt würden. An dieser Stelle habe sich jedoch das größte Problem gezeigt: Zwar hätten die Kommunen rund 60 Einrichtungen mit insgesamt über 17.000 Plätzen geschaffen, nach Angaben der CDU-Opposition seien davon jedoch nur etwa 10.000 Plätze tatsächlich nutzbar gewesen – unter anderem deshalb, weil acht Notunterkünfte wegen Windpocken geschlossen gewesen seien. Aus diesem Grund sei für den stellvertretenden Vorsitzenden der CDU-Landtagsfraktion, André Kuper, die Kapazitätsgrenze bereits erreicht oder sogar überschritten gewesen. Der Duisburger Sozialdezernent Rolf Spaniel habe besonders kritisiert, dass viele der Asylbewerber aus dem Kosovo, Serbien oder Albanien gekommen seien. Ihre Anträge würden regelmäßig – in über 99 Prozent der Fälle – abgelehnt. Die Betroffenen wüssten dies, kämen aber dennoch – wegen der medizinischen Versorgung, der kostenlosen Verpflegung oder des Taschengeldes.

Diese sogenannten Armutsflüchtlinge seien sich darüber im Klaren gewesen, dass die Behörden Monate für die Bearbeitung ihrer Asylanträge benötigten. Fast 300.000 unerledigte Anträge hätten sich zu diesem Zeitpunkt beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) gestapelt. Im Durchschnitt habe es rund ein halbes Jahr gedauert, bis ein endgültiger Bescheid vorgelegen habe – genug Zeit, um in Deutschland zu überwintern. Mehr als jeder dritte Asylbewerber aus Serbien, Mazedonien oder Bosnien-Herzegowina habe bereits ein gescheitertes Verfahren hinter sich gehabt und sei als Folgeantragsteller erneut in der Statistik aufgetaucht. Diese Menschen seien verstärkt im Spätsommer eingereist, weil sie sich ausgerechnet hätten, dass sie bis März oder April bleiben könnten – so habe es das NRW-Innenministerium mitgeteilt. Die Stadt Essen habe berichtet, dass 38,3 Prozent der Asylbewerber in den dortigen Einrichtungen vom Balkan gestammt hätten. Quelle: Frank Lehmkuhl, Focus online, 26.07.2015

Polizei kann Flüchtlinge nicht mehr registrieren

Stand: Mitte Juli 2015

Deutschland hat Italien in der Vergangenheit dafür kritisiert, nicht von allen Flüchtlingen Fingerabdrücke zu nehmen. Jetzt gelinge es der Bundespolizei seit Monaten selbst nicht mehr. Seit Anfang 2015 sollen 45.000 illegal eingereiste Flüchtlinge nicht erfasst worden sein, berichtet die Gewerkschaft der Polizei.

Der starke Andrang von Flüchtlingen stelle die Bundespolizei vor beispiellose Probleme. Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) berichtet, sie schaffe es seit Monaten nicht mehr, Fingerabdrücke von allen Personen zu speichern, die an der österreichisch -bayerischen Grenze aufgegriffen werden. Der stellvertretende GdP - Bundesvorsitzende Jörg Radek habe einen entsprechenden Bericht des Nachrichtenmagazins “Der Spiegel" bestätigt. Wir schätzen, dass seit Jahresanfang rund 45.000 unerlaubt eingereiste Personen nicht mehr erkennungsdienstlich behandelt wurden, obwohl dies im Asylverfahrungsgesetz vorgeschrieben ist, habe Radek gesagt. Die Beamten seien völlig überlastet. Außerdem müssen sie in Freyung und Passau mit völlig veralteter Computertechnologie arbeiten, ausgerechnet dort, wo die sogenannte Balkanroute internationaler Schleuser enden würde.

Die Zahlen seien erschreckend: Allein in Passau würden täglich 250 bis 300 Menschen bei dem Versuch der illegalen Einreise aufgegriffen, berichtete Radek. Das seien zu viele, um alle ausführlich zu registrieren. Diese Flüchtlinge würden in der Regel nur noch nach ihrem Namen gefragt und durchsucht. In den polizeilichen Informationssystemen werde dann mit Hilfe eines Fingerabdruck-Lesers, ohne Speicherung, recherchiert, ob gegen sie etwas vorliege. Danach würden sie zur Aufnahme zum Bundesamt für Migration und Flüchtlingen geschickt, wo sie erfasst werden sollen. Aber es sei völlig offen, ob sie jemals eintreffen. Niemand wisse, wo sie tatsächlich hingehen, sagt Radek. Die Zustände seien völlig unhaltbar. Die Praxis, auf die Speicherung von Fingerabdrücken zu verzichten, gehe auf mündliche Weisung des Bundespolizeipräsidiums Potsdam zurück. Das Präsidium äußerte sich auf Anfrage der Deutschen Presse-Agentur nicht zur konkreten Praxis. Die steigenden Flüchtlingszahlen seien auch für die Bundespolizei eine Herausforderung, hieß es in einer Stellungnahme. Man führe erkennungsdienstliche Maßnahmen nach den gesetzlichen Vorgaben durch, erforderlichenfalls mit Unterstützung anderer Behörden. Zusätzlich würden Asylbewerber beim Bundesamt für Migration oder in Erstaufnahmeeinrichtungen nochmals erkennungsdienstlich behandelt.

In einem Brandbrief an den Bundesinnenminister Thomas de Maizière (CDU) warnte GDP-Vize Radek vor den Gefahren für die innere Sicherheit. Niemand wisse bei diesen Verfahren, welche Personen tatsächlich nach Deutschland gekommen sind und zu welchem Zweck, ob es sich um Flüchtlinge oder "Rückkehrer” aus Bürgerkriegs Regionen handelt, heißt es in dem Schreiben. Wenn schon die Feststellung der wahren Identität ohnehin in vielen Fällen schwierig sei, so sei das jetzige Verfahren eine Einladung zur Identitätsverschleierung.

Quelle: dpa/sz.de/sosa, Süddeutsche Zeitung, 12.07.2015

Damit das Zusammenleben besser klappt

Stand: Mitte Juli 2015

Fürstenfeldbruck: Die Anwohner rund um die Asyl-Erstaufnahmeeinrichtung am Fliegerhorst schlagen Alarm. Sie würden beklagen, dass Flüchtlinge trinken, Müll hinterlassen, Frauen und Kinder belästigen. Um die Lage zu entschärfen, würde jetzt eine Bushaltestelle verlegt. Schilder mit Piktogrammen sollen Asylbewerber von Privatgrund fernhalten. Seit Oktober seien 600 Asylbewerber in der Dependance des Münchner Erstaufnahmelagers auf Fursty untergebracht. Die Anwohner im Gebiet rund um die Eschenauer Kögel -und Günther von Maltzahn-Str. hätten inzwischen die Nase voll. Bei einer Anliegerversammlung, zu der Landrat Thomas Karmasin geladen hatte, machten sie ihrem Ärger Luft - in einem Ausmaß, das Florian Schlämmer, bei der Regierung von Oberbayern zuständig für Asyl-Erstaufnahmen, nach eigener Aussage noch nicht gehört habe. Angst um die Sicherheit. Viele fühlten sich durch die Präsenz der Flüchtlinge aus Afrika und dem Osten bedroht. Sie würden von einer Völkerwanderung zu den Supermärkten in der Maisacher Str. sprechen. Flüchtlinge würden Frauen und Kinder ansprechen und belästigen. Mir sind zwei Männer hintergelaufen, ich traue mich abends nicht mehr aus dem Haus, habe eine Frau unter Tränen gesagt. Andere Anwohnerinnen hätten berichtet, sie würden nicht mehr in den umliegenden Geschäften einkaufen und ihre Kinder zum Bus begleiten. Ein Mann habe von einer Schlägerei vor seinem Haus erzählt, die Polizei habe 25 Min. gebraucht, bis sie da war. Walter Müller, Leiter der Brucker Inspektion, zeigte Verständnis. Durch die Polizeipräsenz leide das subjektive Sicherheitsempfinden. Aber: 90% der Taten würden in der Unterkunft stattfinden. Körperverletzungen, Alkoholdelikte, Familienfehden und Konflikte zwischen den Nationalitäten. Vieles regle der Sicherheitsdienst, der 24 Stunden mit zwölf Mann vor Ort sei. Die Polizei würde nur in gravierenden Fällen gerufen. “Wenn die auftaucht, heißt es nicht, dass die Bevölkerung bedroht ist”. Gerüchte über Vergewaltigungen, Mord und Totschlag und Prostitution habe Polizeichef W. Müller zurückgewiesen. Laut Schlämmer gäbe es nur einen Vergewaltigungsfall, aber nicht auf Fursty. Außerhalb der Unterkunft würden vor allem Ladendiebstähle angezeigt. Die Geschäfte hätten Sicherheitsdienste und Ladendetektive eingestellt. Dadurch würden mehr Asylbewerber erwischt, aber auch mehr Deutsche, sagt der Polizeichef.

Aus dem Wohngebiet um Fursty seien seit Oktober nur drei Anrufe bei der Inspektion eingegangen. "Wir haben eine große Hemmschwelle, bei der Polizei anzurufen", meinte eine Frau. Müller appellierte an Zuhörer, sich auch bei kleinen Vorfällen an die Beamten zu wenden, selbst wenn daraus keine Anzeige würde. Allerdings könne man nicht immer überall und immer gleich präsent sein.

Als Gefahrenpunkt würden die Anwohner die Bushaltestelle an der Eschenauer Str. sehen. Die wartenden Flüchtlinge, die laut telefonieren, ratschen und auch Anwohner ansprechen würden, störten die Fürstenfeldbrucker. H. Seifert, Experte für den öffentlichen Personennahverkehr im Landratsamt, habe unter Beifall angekündigt, dass die Haltestelle an die Parkbucht vor der Hauptstr. verlegt würde. Bitte möglichst bald, wir halten es nicht mehr lange aus, habe eine Frau gerufen. Müll und Scherben blieben liegen, das ändere aber nichts an der Tatsache, dass sich Asylbewerber im Wohngebiet aufhalten und einige sich auch danebenbenehmen würden, gab ein Anwohner zu bedenken. Sie tränken auf dem Spielplatz Bier, zerschlügen die Flaschen und würden in den Sandkasten pinkeln, klagte eine Frau. Überall würden Müll und Scherben liegen. Auch Fahrräder würden geklaut. "Wir sind dorthin gezogen, weil es der ruhigste Platz war", sagt eine Frau. Jetzt sperrt jeder alles weg, unser geliebter Wohnort wird zum sozialen Brennpunkt.

Die Anwohner würden fordern, dass Neuankömmlinge über Verhaltensregeln aufgeklärt würden. Bei Willkommens-Veranstaltungen weise man bereits auf den Umgang mit Frauen, Mülltrennung, Verkehrsregeln und mehr hin, erklärt eine Caritas-Mitarbeiterin. Wir versuchen, viele zu erreichen. Schlämmer will das Thema noch einmal mit den Migration Beratern besprechen.

Ein Zuhörer berichtet, er habe bei sich Schilder aufgestellt, mit dem Hinweis, hier habe niemand etwas zu suchen. Danach ist es besser geworden. G. Velthuis von der Bima, die die Wohnanlage betreue, sichert zu, Schilder mit Piktogrammen aufzustellen. Von einer Einzäunung halte sie wenig. Wer rein wolle, steige auch über einen Zaun. Landrat Karmasin versicherte, wir tun was wir können. Sollte sich die Lage nicht bessern, wolle er sich in einem halben Jahr wieder mit den Anwohnern treffen. Einige von ihnen würden Wert auf die Feststellung legen, dass nur eine Minderheit der Asylbewerber unangenehm auffalle. Quelle: Merkur.de, 16.07.2015

Asylanten provozieren mit deutschlandfeindlichen Trikots

Stand: Mitte Juli 2015

In Ulbersdorf habe ein antirassistisches Fußballturnier für Empörung gesorgt, bei dem Asylbewerber Hemden mit dem Aufdruck "Liebe Sport – hasse Deutschland" (englisch: Love – Sport – Hate Germany) getragen hätten. Diese Botschaft habe in Sachsen heftige Reaktionen ausgelöst. Der Bürgermeister von Ulbersdorf, Ralf Lux, habe laut Sächsischer Zeitung die Veranstaltung in seiner Gemeinde scharf kritisiert. Wer Hass gegen sein Land oder sein Gastland schüre, verlasse den Boden des friedlichen Miteinanders, habe Lux erklärt. Er habe außerdem die Frage aufgeworfen, wie eine Integration in ein Land gelingen solle, das man als Asylsuchender ablehne oder gar hasse. Auch der sächsische Ausländerbeauftragte Gerd Mackenroth habe sich empört gezeigt. Nach Angaben der Bild-Zeitung habe er auf Facebook von einem "abartigen Shirt" und einer "schlimmen Botschaft" geschrieben. Veranstaltet worden sei das Turnier von einem linksextremen, alternativen Kultur- und Bildungszentrum in Pirna. Quelle: JF-online, Junge Freiheit, 17.07.2015…

NRW verliert die Kontrolle in der Flüchtlingskrise

Stand: Juli 2015

Einen Paradigmenwechsel in der Flüchtlingskrise habe Nordrhein-Westfalens Ministerpräsidentin Hannelore Kraft versprochen. Tatsächlich aber seien viele Standorte völlig überlastet gewesen. Die Erstaufnahmeeinrichtung in Dortmund-Hacheney habe kurzfristig einen Aufnahmestopp verhängt, da sich dort fast 900 Menschen gleichzeitig aufgehalten hätten, obwohl nur 350 reguläre Plätze zur Verfügung gestanden hätten. Erneut sei deutlich geworden, mit welch dramatischen Problemen NRW weiterhin zu kämpfen gehabt habe. Nicht nur Dortmund sei überfüllt gewesen – auch die Einrichtung in Unna-Massen sei bereits einen Tag nach ihrer Neueröffnung mit 801 Menschen überlastet gewesen. Ähnliches habe auch die Einrichtung in Bielefeld gemeldet.

Ministerpräsidentin Kraft habe nach dem zweiten Flüchtlingsgipfel im April 2015 vorsichtigen Optimismus verbreitet und den Eindruck erweckt, dass das Land die Aufnahme der vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zugewiesenen Flüchtlinge vernünftig bewältigen könne. Sie habe sogar von einem Paradigmenwechsel gesprochen. Doch nun habe die Bezirksregierung Arnsberg, die für die Unterbringung im Land NRW zuständig gewesen sei, beklagt, dass es zu unerwarteten Zuweisungen gekommen sei. Hinzu komme, dass der plötzliche Ausbruch hochansteckender Krankheiten deutlich mache, wie fragil die Situation tatsächlich gewesen sei. Auch der grüne Koalitionspartner habe den Druck auf das SPD-geführte Innenministerium erhöht. Die flüchtlingspolitische Sprecherin der Grünen-Landtagsfraktion, Monika Düker, habe gegenüber der Welt erklärt, das Land müsse nicht nur mit Hochdruck an der Bewältigung der akuten Notlage arbeiten, die durch stark steigende Zugangszahlen ausgelöst worden sei, sondern zusätzlich dringend neue Aufnahmeeinrichtungen schaffen. In NRW würden mindestens 10.000 reguläre und dauerhafte Plätze benötigt, um ein ordnungsgemäßes und menschenwürdiges Aufnahmeverfahren sicherzustellen. Die Bezirksregierung Arnsberg habe sich auf eine turbulente zweite Jahreshälfte eingestellt, da erfahrungsgemäß in diesem Zeitraum noch mehr Flüchtlinge ankommen würden. In Bielefeld sei geplant gewesen, ab Herbst 2016 ein Hotel für 500 Flüchtlinge anzumieten. Zudem sei ein Rahmenvertrag mit dem Deutschen Jugendherbergswerk geschlossen worden, um ab Oktober 2016 mindestens 500 weitere Asylbewerber unterzubringen. Politiker hätten einen Stimmungsumschwung befürchtet: Im Juni seien allein in Baden-Württemberg 4.909 Erstanträge auf Asyl gestellt worden – das habe einem Anstieg von 37,4 Prozent gegenüber dem Vormonat und von 147,4 Prozent gegenüber dem Vorjahr entsprochen. Die Aufnahmestellen in den Landesaufnahmeeinrichtungen Ellwangen und Meßstetten seien überfüllt gewesen – in beiden Einrichtungen hätten sich jeweils mehr als 1.300 Menschen befunden, obwohl sie ursprünglich nur für 500 bis 1.000 Personen ausgelegt gewesen seien. Für August 2016 sei eine weitere Behelfsaufnahme mit über 500 Flüchtlingen in der Sigmaringer Graf-Stauffenberg-Kaserne geplant gewesen, später auch eine in Tübingen. Offene Kritik habe es politisch kaum gegeben, doch hinter den Kulissen der Stuttgarter Landespolitik sei zunehmend die Sorge um die Stimmung in der Bevölkerung spürbar gewesen. Ein Parlamentarier im Stuttgarter Haus der Abgeordneten habe berichtet, die Stimmung kippe derzeit extrem. Er habe seinen Wahlkreis besucht und gesagt: "Bei uns ist Land unter." Er sei nicht der Einzige gewesen, der solche Erfahrungen geschildert habe. Immer wieder hätten Bürger von ähnlichen Beobachtungen berichtet – etwa von Fremden, die vor Supermärkten säßen und das Stadtbild veränderten, oder von Anwohnern, die sich von Plänen für nahegelegene Flüchtlingsheime überrumpelt gefühlt hätten. Solche Berichte habe es aus Ellwangen, Ravensburg, Kirchheim und Meßstetten gegeben.

Der Chef des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) in Nürnberg habe betont, man müsse das System stabil halten. Besonders belastet sei es weiterhin durch die große Zahl an Asylbewerbern vom Balkan, die praktisch keine Chance auf Anerkennung hätten. Schnellere Verfahren, ein Schengen-weit gültiges Wiedereinreiseverbot für bereits abgelehnte Asylbewerber vom Balkan sowie die Einstellung von tausend zusätzlichen BAMF-Mitarbeitern sollten das System entlasten und stabilisieren. In Meßstetten hätten Anwohner "Betreten verboten"-Schilder in ihren Vorgärten aufgestellt, weil Asylbewerber auf dem Weg von der Landeserstaufnahmeeinrichtung zum Supermarkt dort ihre Notdurft verrichtet hätten. Quelle: Christian Frigelj, welt online, 03.07.2015.

Asylbewerber-Kriminalität mehr als verdoppelt

Stand: Mitte Juli 2015

Der Anteil der von Asylbewerbern begangenen Straftaten an der Gesamtkriminalität habe sich binnen drei Jahren von 3,7 auf 7,7 % mehr als verdoppelt. Dies gehe aus einer Auswertung des Bundeskriminalamtes hervor, das der in Düsseldorf erscheinenden “Rheinischen Post” vorliegt. Als Tatverdächtige ermittelte die Polizei im vergangenen Jahr 38.119 Asylbewerber gegenüber 15.932 drei Jahre zuvor. Einen starken Anstieg gäbe es bei den Körperverletzungen (von 3863 auf 9655) und bei den Ladendiebstählen (von 4974 auf 13.894). Die Zunahme der Gewalttaten habe nach Behördenangaben auch mit der Situation in den Flüchtlingsheimen selbst zu tun. Die Gewalt sei nicht ausschließlich gegen die übrige Bevölkerung gerichtet, sondern in überfüllten Unterkünften komme es immer wieder zu Aggressionen unter den Asylbewerbern selbst. Quelle: Rheinische Post, 25.07.2015

Wer nur Mitleid empfindet, der hat keinen Verstand

Stand August 2015

Deutschland habe sich gern als weltoffen, tolerant und wohlhabend präsentiert. Den Bürokraten, die geglaubt hätten, jedes Problem über den Verwaltungsweg lösen zu können, seien jene Menschen gegenübergestanden, die aus guter Absicht heraus jedem Flüchtling am liebsten unmittelbar nach seiner Ankunft in der Bundesrepublik Deutschland eine Arbeitserlaubnis eingeräumt hätten. Dabei hätten bereits unqualifizierte deutsche Arbeitslose große Schwierigkeiten gehabt, eine Tätigkeit zu finden, die ihnen ein existenzsicherndes Einkommen gewährleistete. Ein syrischer Arzt wiederum hätte zunächst eine bestimmte Zeit nachqualifizieren müssen, bevor er in einem deutschen Krankenhaus Patienten hätte behandeln dürfen. Niemand, so habe es geheißen, werde sich nur aus Gründen demonstrativer Fremdenfreundlichkeit von jemandem operieren lassen, mit dem er sich nicht in einer gemeinsamen Sprache verständigen könne. Was derzeit nach Deutschland gelange, seien nicht nur ethnische, kulturelle und religiöse Konflikte gewesen, sondern – in Anlehnung an Karl Marx – auch eine sogenannte "industrielle Reservearmee", für die es weder Beschäftigung gebe noch perspektivisch geben werde. Man höre häufig, Deutschland brauche Einwanderung – etwa wegen des Fachkräftemangels oder aufgrund der demografischen Entwicklung, die nichts Gutes verheiße. Doch was, so sei gefragt worden, verheiße eine demografische Entwicklung, deren Auswirkungen man bereits heute in den sozialen Brennpunkten und sogenannten "No-Go-Areas" der Städte beobachten könne? Das Argument, Einwanderung bereichere die Gesellschaft, habe mittlerweile an Überzeugungskraft verloren. Bund, Länder und Kommunen hätten sich darüber gestritten, wer in welchem Umfang die Kosten der Zuwanderung tragen solle. Allein im Jahr 2015 könnten diese Kosten sich auf rund zehn Milliarden Euro belaufen haben. Die Betreuung eines minderjährigen Zuwanderers habe jährlich rund 60.000 Euro gekostet – eine Summe, die das Jahreseinkommen vieler Facharbeiter überstiegen habe. Quelle: Henryk M. Broder, welt online, 25.08.2015

Duisburg Marxloh

STAND: August 2015

Anwohner im Duisburger Stadtteil Marxloh hätten sich in einem offenen Brief zu den aus ihrer Sicht unhaltbaren Zuständen in ihrem Viertel geäußert. Mit ihrem Schreiben hätten sie erreichen wollen, dass Bundeskanzlerin Angela Merkel diese Missstände bei ihrem Besuch persönlich zur Kenntnis nehme. Die Verfasser des Briefes seien überwiegend ältere, selbstbewusste Bürger gewesen, die fest im Leben gestanden hätten. Ihren Namen hätten sie jedoch nicht nennen wollen, da sie nach eigenen Angaben bereits mehrfach bedroht worden seien – etwa mit Aussagen wie: "Ich weiß, wo du wohnst" oder "Ich weiß, wo dein Auto steht." Viele von ihnen hätten berichtet, sie seien auf offener Straße bestohlen, von Kindern angespuckt, von Frauen beschimpft und von Männern belästigt worden. Seit etwa einem Jahr, so hätten sie erklärt, hätten vor allem rumänische und bulgarische Zuwanderer das Viertel für sich entdeckt und seither die Umgangsformen und das Straßenbild maßgeblich geprägt. Unabhängig davon, ob Sonntag oder Feiertag, Montag oder Mittwoch, Weihnachten oder Ostern gewesen sei – das Leben dieser Menschen habe sich, sofern möglich, im öffentlichen Raum abgespielt, vor allem in den Abend- und Nachtstunden. Es sei laut gelacht, gestritten, geschrien und gekreischt worden. Kinder hätten lautstark auf der Straße getobt, und im Anschluss habe sich regelmäßig Müll auf Gehwegen und Fahrbahnen angesammelt. Einzelne Versuche von Anwohnern, die Behörden zum Eingreifen zu bewegen, seien nach ihrer Darstellung gescheitert. Es habe geheißen, man solle sich ruhig verhalten, um sich selbst nicht in Gefahr zu bringen. Quelle: Rheinische Post, 18.08.2015

Berlin Friedrichshain, Touristen stellen Taschendieb und werden von 15 Migranten zusammengeschlagen

STAND: August 2015

Die Touristen aus den Niederlanden seien Opfer eines Taschendiebstahls geworden. Als sie versucht hätten, die Täter festzuhalten, habe einer von ihnen, der die Polizei gerufen habe, laut Angaben der Polizei in einer fremden Sprache nach Verstärkung gerufen. Daraufhin sei eine Gruppe von rund 15 Personen gekommen, die sich auf die Niederländer gestürzt und sie mit Reizgas besprüht hätten. Zwei Rettungssanitäter, die zufällig in der Nähe im Einsatz gewesen seien, hätten versucht, den Touristen zu helfen, seien dabei aber ebenfalls mit Reizgas attackiert worden. Selbst als die beiden Niederländer bereits am Boden gelegen hätten, hätten die Täter weiter auf sie eingetreten und eingeschlagen. Die beiden Verletzten hätten laut Polizei erhebliche Gesichts- und Kopfverletzungen erlitten und seien ins Krankenhaus gebracht worden. Die Polizei habe keinen der Täter mehr auffinden können und ermittele wegen schweren Landfriedensbruchs. Quelle: Tino Kather, Tagesspiegel,16.08.2015

Flüchtlinge tricksen: nur als falsche Syrer erreichen Sie Ihr Ziel

STAND: Ende August 2015

Es wurde berichtet, dass derzeit täglich mehrere tausend Flüchtlinge versuchen würden, aus Griechenland über den Balkan nach Westeuropa zu gelangen. Dabei genössen Flüchtlinge aus dem Bürgerkriegsland Syrien einen Sonderstatus und dürften schneller weiterreisen. Unter den vielen Flüchtlingen, die täglich im Grenzgebiet angekommen seien, hätten sich auch zahlreiche Menschen aus dem Irak, Bangladesch, Indonesien und Pakistan befunden. Diejenigen mit eigentlich anderen Nationalitäten hätten gehofft, sich mit Täuschmanövern als Syrer auszugeben, um so in die EU zu gelangen. Quelle: Focus online, Redaktion, 26.08.2015

Polizeigewerkschaft fordert Wiedereinführung von Grenzkontrollen

STAND: August 2015

Der Chef der Deutschen Polizeigewerkschaft, Rainer Wendt, habe sich für die Wiedereinführung von Grenzkontrollen ausgesprochen. Dadurch könnten Straftäter festgesetzt und Asylbewerber an den Ort zurückgeschickt werden, an dem sie den Schengenraum betreten hätten. Wendt habe dabei auf die kurzzeitigen Grenzkontrollen während des G7-Gipfels in Bayern verwiesen. Dort habe die Polizei die Erfahrung gemacht, dass ihr plötzlich tausende Straftäter ins Netz gegangen seien. Quelle: JF-online, Junge Freiheit, 11.08.2015

Aktenzeichen XY setzt Bericht wegen Hautfarbe ab

Stand: Mitte August 2o15

Weil der mutmaßliche Vergewaltiger einer 21-jährigen Frau eine dunkle Hautfarbe habe, setzt die ZDF-Sendung “Aktenzeichen XY” einen Beitrag über die Tat vom 29.März 2014 ab.

Die Chefredakteurin Ina-Maria Reize-Wildemann begründete den Entschluss gestern mit der Stimmungsmache gegen Flüchtlinge in Deutschland. Da der von der Polizei in Dortmund bisher vergeblich mit einem Fahndungsfoto gesuchte Mann eine dunkle Hautfarbe habe, könnten Vorurteile gegenüber Ausländern geschürt werden. Aktuell sei nicht der richtige Zeitpunkt für den Betrag. Sendetermin für den bereits fertig gedrehten Beitrag solle der 2.September 2015 sein.

Für die Dortmunder Kriminalpolizei war damit die Hoffnung verbunden, dass eine bundesweite Ausstrahlung des in einer S-Bahn aufgenommenen Bildes neue Hinweise auf den Mann liefern würden. Das Dortmunder Polizeipräsidium und der Bund deutscher Kriminalbeamter hätten die in der vergangenen Woche getroffene Entscheidung kritisiert. Quelle: Westfälische Rundschau, 21.08.2015

Ex Minister Friedrich geht hart mit den Medien ins Gericht

STAND: Anfang September 2015

Der CSU-Spitzenpolitiker Hans-Peter Friedrich habe bei einer Diskussion des Lebensmittelverbandes eine scharfe Kritik an der Medienberichterstattung in der aktuellen Flüchtlingsdebatte geübt. Eigentlich sollte es um die Medienberichterstattung zu Lebensmitteln gehen, doch Friedrich habe die Gelegenheit genutzt, um eine harte Abrechnung mit den Medien vorzunehmen. Konkret habe der Politiker vor einer Einseitigkeit der Darstellung gewarnt: Die Medien machten seiner Meinung nach eine "Willkommenskultur", sagte der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Die Meinung auf der Straße, die er in Bürgergesprächen wahrgenommen habe, weiche davon fundamental ab. Die veröffentlichte Meinung und die öffentlichen Meinungen seien 180 Grad auseinander, habe er betont. Die Presse sei dabei, bestimmte Fakten auszublenden, habe der frühere Bundesinnenminister gewarnt. Quelle: Handelsblatt, 08.10.2015

Sarrazin prangert Berichterstattung zur Asylkrise an

STAND: Anfang September 2015

Der ehemalige Berliner Finanzsenator Thilo Sarrazin habe die Berichterstattung zur Asylkrise kritisiert. Durch die emotionale und völlig einseitige Berichterstattung in den Medien, vor allem im Fernsehen, werde ein gewaltiger Meinungsdruck erzeugt, beklagte Sarrazin in einem Interview mit der "Zeit". Die allermeisten trauten sich vermutlich gar nicht mehr, ihre Ängste und Meinungen offen auszusprechen. Es gebe in der Gesellschaft eine große unterdrückte Wut auf die konzeptionslose und verfehlte Regierungspolitik in Sachen Einwanderung und Flüchtlinge. Sarrazin habe sich zudem dafür ausgesprochen, Einwanderer aus dem Balkan ohne Asylverfahren sofort wieder abzuschieben. Das Asylrecht dürfe nur für Menschen gelten, die politisch verfolgt seien oder vor einem Völkermord fliehen. Scharfe Kritik äußerte Sarrazin auch an arabische Staaten, die keine Flüchtlinge aufnehmen würden. Die Verantwortung für die Menschen aus Syrien und dem Irak trügen in erster Linie die arabischen Nachbarstaaten sowie die Golfstaaten und Saudi-Arabien, die keinen einzigen fremden Araber und Glaubensgenossen aufnähmen. Quelle: JF-online, Junge Freiheit, 09.10.2015

Serbiens Ministerpräsident fordert: Deutschland soll Bezüge für Flüchtlinge senken

STAND: Anfang September 2015

Der serbische Ministerpräsident Aleksander Vučić habe dringend an Deutschland appelliert, die Bezüge für Flüchtlinge zu senken. Dadurch würden seiner Meinung nach sofort rund 80 % weniger Flüchtlinge vom Balkan nach Deutschland kommen. Im Durchschnitt erhielte jeder Flüchtling in Deutschland 580 Euro im Monat, ohne etwas tun zu müssen, erklärte Vučić. In Serbien betrage der Durchschnittsverdienst dagegen nur 400 Euro. Deutschland solle die Bezüge auf 200 Euro senken, dann kämen sofort 80 % weniger Flüchtlinge vom Balkan. Quelle: Interview FAZ, Focus online, 02.9.2015

Die Flüchtlingskrise ist außer Kontrolle

STAND: Anfang September 2015

Niemand wisse, wie viele Flüchtlinge sich bereits in Deutschland aufhielten. Viele seien eingereist, ohne registriert worden zu sein, viele tauchten unter. Niemand wisse, mit wie vielen Flüchtlingen im Verlauf dieses Jahres zu rechnen sei, und der Staat, der Recht und Gesetz zu gewährleisten habe, tappe im Dunkeln. Die Entwicklung der Flüchtlingszahlen lasse nur zwei Schlüsse zu: Erstens, der Staat habe die Kontrolle über sein Staatsgebiet verloren, und sein Recht, darüber zu entscheiden, wer von außerhalb der EU einreisen dürfe oder nicht, sei außer Kraft gesetzt. Zweitens, die Grenzen dessen, was Deutschland leisten könne, seien demnächst erreicht. Quelle: Walter Roller, Augsburger Allgemeine, 06.10.2015

180 Flüchtlinge springen aus Zug nach Berlin

Stand: Mitte September 2015

Bei der Ankunft eines Sonderzuges in Schönefeld fehle jeder dritte Passagier. Mehrfach hätten Flüchtlinge auf dem Weg die Notbremse gezogen. Sie wollten sich offenbar nicht in Berlin registrieren.

Deutschland und seine Hauptstadt seien beliebt bei Einwanderern. Trotzdem wollen viele Flüchtlinge und Asylbewerber nicht in Berlin registriert werden. Bei der Ankunft eines Sonderzuges habe ein Drittel der Menschen gefehlt.

Ein weiterer Sonderzug aus Bayern mit Flüchtlingen sei am Dienstag am Bahnhof Schönefeld nahe dem Flughafen angekommen. Allerdings kämen viel weniger als die erwarteten 518 Menschen an, weil knapp 180 Flüchtlinge auf der Strecke nach Notbremsungen abgesprungen seien. Mehrfach hätten Flüchtlinge die Notbremse des Intercitys gezogen, sagte der Bundespolizei-Sprecher J. Schobranski. Ganze Gruppen von Menschen hätten dann den Zug verlassen. Dies hätten mitfahrende Bahnmitarbeiter berichtet. Die Notbremsungen seien in Sachsen und Sachsen-Anhalt erfolgt, hieß es. Über die Motive wollte die Bundespolizei nicht spekulieren. Bekannt sei aber, dass ein Teil eigentlich nach Schweden oder in andere skandinavische Länder wolle und deswegen die Registrierung als Asylbewerber in Deutschland umgehen möchte. Andere hätten andere Städte in Deutschland als Ziel, weil dort Verwandte leben und wollen daher nicht in Berlin ihren Asylantrag stellen. Quelle: dpa/tan, Welt online

Knallharte kriminelle Strukturen in deutschen Flüchtlingscamps

STAND: Ende September 2015

Der Vorsitzende der Deutschen Polizeigewerkschaft, Rainer Wendt, habe ein düsteres Bild von Flüchtlingsheimen und dem Umgang der Asylbewerber untereinander gezeichnet, berichtete die Passauer Neue Presse. Gewaltausbrüche seien keine neue Entwicklung, sagte er demnach. Man erlebe diese Gewalt seit Wochen und Monaten. Gruppen schlössen sich nach Ethnien, Religionen oder Clanstrukturen zusammen und gingen mit Messern sowie selbstgebastelten Waffen aufeinander los. Die meisten Gewalttaten fänden innerhalb der muslimischen Gruppen statt. Er habe erklärt, dass dort Sunniten gegen Schiiten kämpften und Salafisten unterschiedlichster Ausprägung vertreten seien. Frauen würden zur Verschleierung gezwungen, Männer zum Beten. Islamisten wollten dort ihre Werte und Ordnung einführen, so Wendt. Christen sollten deshalb unter besonderen Schutz gestellt werden, da sie oft massiv bedrängt würden. Zudem forderte Wendt eine schnelle Abschiebung von gewalttätigen Flüchtlingen. Quelle: pnh/dpa, Focus online, 29.09.2015


STAND: Anfang Oktober 2015

Der Politologe Werner Patzelt habe die Ansicht geäußert, dass die Flüchtlinge zu einem Problem für die Gesellschaft werden würden. Er habe kritisiert, die Politik habe es versäumt, das Volk überhaupt zu fragen, ob man ein Einwanderungsland sein wolle. Außerdem habe er betont, dass man in einer Demokratie nicht gegen das Volk regieren könne. Quelle: Die Welt, 5.10.2015.

Weiter in der Flüchtlingskrise

STAND: Anfang Oktober 2015

Der deutsche Historiker Jörg Barberowski, einer der bekanntesten Historiker Deutschlands und Lehrender an der Berliner Humboldt-Universität, habe Angela Merkels Verhalten in der Flüchtlingskrise als unverantwortlich kritisiert und den sozialen Frieden in Gefahr gesehen. Er habe in einem Interview ausgeführt, eines der Probleme sei, dass derzeit nicht offen darüber gesprochen werde, dass man zwischen Bürgerkriegsflüchtlingen, Asylbewerbern, illegalen Einwanderern und legalen Einwanderern unterscheiden müsse. Kein Land könne es sich erlauben, eine völlig ungeplante Einwanderung zuzulassen. Er glaube, dass Deutschland daran zerbrechen werde. Zumindest stünden soziale Konflikte bevor, deren Folgen erst in einigen Jahren sichtbar werden würden. 95 % aller jetzigen Ankommenden hätten keinen Anspruch auf Asyl. In den 90er Jahren seien viele Menschen vor dem Krieg auf dem Balkan nach Deutschland geflohen und hätten einen Aufenthaltsstatus erhalten, jedoch kein Asyl, das rechtlich etwas anderes sei. Wenn alle Menschen, die vor Krieg flüchteten, Asyl erhalten sollten, müssten auch alle aufgenommen werden, die vor Kriegen in Afrika flüchteten. Damit werde das Asylrecht ad absurdum geführt, da es dafür nicht gedacht sei.

Frau Merkel hätte die Nachricht aussenden müssen, dass der illegale Grenzübertritt nicht geduldet werde und illegale Einwanderer abgewiesen würden, da es für das Asylverfahren klare Regeln gebe. Sie hätte mit den anderen europäischen Staaten über Kontingente, Quoten und eine Reform des Dublin-Systems verhandeln müssen. Das habe sie nicht getan, womit sie ihren Amtseid verletzt habe. Eine Regierungschefin könne nicht einfach erklären, dass Gesetze und Abkommen nicht mehr gelten würden und dass die Regierung die Krise nur verwalte, aber nicht bewältigen könne. Erst als Merkel das Dublin-Verfahren zeitweilig außer Kraft gesetzt habe, hätten die Nachbarländer ihre Verweigerung, Einwanderer aufzunehmen, moralisch rechtfertigen und alle Lasten auf Deutschland abschieben können.

Barberowski forderte, Grenzkontrollen für einen begrenzten Zeitraum wieder einzuführen, so lange, bis auch der Letzte verstanden habe, dass man einen Asylantrag nur stellen und einen Aufenthaltsstatus nur erwerben könne, wenn man nicht illegal einreise. Es müsse klar gemacht werden, dass niemand, der illegal einwandere, Anspruch auf Asyl oder Sozialleistungen habe. Dann werde sich jeder dreimal überlegen, ob er aus dem Maghreb, aus Afrika oder vom Balkan nach Deutschland aufbrechen wolle. Er habe außerdem berichtet, dass an manchen Orten bereits angekündigt worden sei, Mieter müssten ihre Wohnungen verlassen, damit Flüchtlinge einziehen könnten. Es gebe Überlegungen, Wohneigentum zu beschlagnahmen. In Städten wie Berlin gebe es bereits kaum bezahlbaren Wohnraum für Geringverdiener. Und die Menschen, die ihn benötigten, sähen nun, wie Zehntausende von Einwanderern vom Staat gratis einquartiert würden Quelle: Tagesanzeiger, 08.10.2015

Tagesschau und Tagesthemen: ARD räumt falsches Flüchtlingsbild ein

STAND: Mitte Oktober 2015

Der Chefredakteur von ARD aktuell, Kai Gniffke, habe eingeräumt, dass die Tagesschau und die Tagesthemen nicht immer ein richtiges Bild der nach Deutschland drängenden Flüchtlinge zeigten. Vor Branchenexperten in Hamburg habe Gniffke erklärt, wenn Kameraleute Flüchtlinge filmen würden, suchten sie sich Familien mit kleinen Kindern und großen Kulleraugen aus. Tatsächlich seien jedoch 80 % der Flüchtlinge junge, kräftig gebaute, alleinstehende Männer. Die bildgeprägte Berichterstattung vermittle dagegen oft ein Familienbild. Dies solle sich offenbar ändern. Man müsse sensibel sein, damit die Bildauswahl nicht allzu sehr auf Kinder fokussiert werde, habe der Chefredakteur gegenüber Focus angekündigt. Für die Bildauswahl in den einzelnen Beiträgen seien laut Gniffke die Korrespondenten vor Ort verantwortlich gewesen. Quelle: Günther Bähr, Focus online,19.10.2015

215 Bürgermeister schreiben Brandbrief an Merkel

Stand: Mitte Oktober 2015

215 Bürgermeister von Kommunen und kleineren Städten in NRW habe einen Hilferuf an Kanzlerin A.Merkel und SPD Ministerpräsidentin H. Kraft gesandt. Angesichts der steigenden Flüchtlingszahlen seien sie in großer Sorge um unser Land und die von uns vertretenen Städte bzw. Gemeinden, schreiben sie in einem Brandbrief, den die “Rheinische Post” veröffentlichte.

So gut wie alle verfügbaren Unterbringungsmöglichkeiten seien erschöpft, selbst die Unterbringung von Flüchtlingen in Zelten sowie Wohncontainern sei kaum noch zu bewerkstelligen Der Betrieb der kommunalen Unterbringungseinrichtungen binde in ganz erheblichem Umfang kommunales Personal, heißt es in dem Schreiben wetter. Dies führt dazu, dass wir viele andere kommunale Pflichtaufgaben nicht oder nur noch sehr eingeschränkt erfüllen können. Das im Oktober beschlossene Gesetz zur Beschleunigung der Asylverfahren sei ein richtiger Schritt, werde aber nicht zeitnah dazu führen, die Zahlen spürbar zu verringern. Der Bund hatte vor einem Monat bei einem Gipfel im Kanzleramt angekündigt, selbst 40.000 Erstaufnahmeplätze zu schaffen. Zudem fließen an die Länder ab 2016 pro Monat und Flüchtling eine Pauschale von 670 Euro. Den Unterzeichnern des Briefes reichen diese Maßnahmen nicht. Sie hängten dem Brief einen Katalog mit acht Forderungen an. Unter anderem müsse die Bundesregierung die bestehenden Grenzkontrollen ausweiten. Flüchtlinge aus sicheren Herkunftsländern müssten an der Einreise gehindert werden, sie sollten ihr Asylverfahren in ihrem Herkunftsland betreiben. Die Bürgermeister forderten außerdem Verteilungsquoten für Flüchtlinge auf EU-Ebene sowie eine jährliche Obergrenze an Flüchtlingen, die einreisen dürfen.

Die Bürgermeister wollen eine weitere Entlastung der Kommunen. Der Bund müsse stärker als bisher geplant in die Betreuung einsteigen und mindestens die Hälfte aller Flüchtlingen aufnehmen, betreuen und bei negativem Ausgang in ihre Heimatländer zurückführen. Darüber hinaus soll zeitnah ein Einwanderungsgesetz diskutiert und geprüft werden. NRW ist mit 17,6 Millionen Einwohnern das einwohnerstärkste Bundesland, gefolgt von Bayern mit 12,7 Millionen Einwohnern. NRW hat 396 politisch selbständige Städte und Gemeinden. Die großen Städte wie Köln, Düsseldorf, Dortmund oder Essen beteiligen sich nicht an dem Brief. Quelle: Die Zeit, 21.10.2015

Der Kontrollverlust

STAND: Ende Oktober 2015

Man habe gefragt, warum der Bürger einem Staat noch vertrauen solle, der sich selbst nicht mehr ans Recht halte. Die anfängliche Gelassenheit der Bevölkerung angesichts des unaufhörlich wachsenden Zustroms von Migranten, vor allem aus Syrien und Afghanistan, sei längst in tiefe Besorgnis umgeschlagen. Zwei von drei Bürgern gingen davon aus, dass die Flüchtlingswelle Deutschland stark verändern werde, und viele fürchteten, dass Terroristen mit einreisen könnten. Von Merkel käme dagegen die Aussage "Wir schaffen das". Die Umfragen von Allensbach hätten gezeigt, dass sechs von zehn Bürgern überzeugt seien, Deutschland habe jegliche Kontrolle darüber verloren, wie viele Flüchtlinge kommen. Jeder Zweite bescheinigte der Politik Realitätsverlust. Es sei eine unfassbare Situation, dass in Deutschland Züge von Migranten auf offener Strecke gestoppt würden, um abzutauchen, hunderte über Nacht aus Flüchtlingsunterkünften verschwänden oder abgelehnte Asylbewerber zur Abreise mit dem Flugzeug gar nicht erst erschienen. Schätzungen der Regierung zufolge sollen etwa 300.000 Migranten ohne Wissen der Behörden im Land unterwegs gewesen sein. Inzwischen hätten sogar Sicherheitsbehörden vor Merkels Politik gewarnt, weil diese zu Instabilität führe und zur Abkehr der Bürger vom Verfassungsstaat. Die Bevölkerung könne wohl einem Staat nicht mehr vertrauen, der sich selbst nicht mehr ans Recht halte, wie man im Fall von Dublin in der Flüchtlingskrise oder bei Maastricht in der Eurokrise sehe. Es werde gefragt, warum das Recht an den Grenzen ausgesetzt werde und gleichzeitig jeder Vorschlag zur Eindämmung des Zustroms, wie etwa das kräftige Absenken von Sozialleistungen oder der Stopp des Familiennachzugs, als rechtlich unmöglich verworfen werde. Quelle: Holger Steltzner, FAZ, 26.10.2015

Deutsche Parallelgesellschaften

STAND: Ende Oktober 2015

Es wurde berichtet, dass nicht nur viele Ausländer nicht integriert seien, sondern auch die Berliner Politik in einer eigenen Welt lebe. Vielen komme die Bundespolitik in der Flüchtlingsfrage mittlerweile vollkommen abgehoben vor. Parallelgesellschaften seien in Deutschland nichts Neues, doch sie galten als unerwünscht. Jeder kenne die Stadtteile, in denen Migranten weitgehend in selbstgewählter Abgeschiedenheit mitten unter uns lebten, teils sogar nach eigenem Recht. Besonders kritisiert wurde der Verzicht auf jegliche Integration und das Infragestellen des staatlichen Gewaltmonopols.

Die Flüchtlingskrise habe eine neue Parallelwelt offenbart: nicht nur die Welt der einstweiligen, provisorischen Unterbringung der Flüchtlinge, sondern auch die politische, genauer gesagt die Staatsspitze in Berlin. Es seien nicht nur enttäuschte Pensionäre und Wutbürger gewesen, die über die politische Führung den Kopf geschüttelt oder sich gar von ihr abgewandt hätten, sondern auch Abgeordnete, Landräte und Spitzen von Sicherheitsbehörden. Fachleute mit Ortskenntnis und Weitblick aus Politik und Exekutive hätten die Berliner Flüchtlingspolitik allenfalls noch mit medizinischen Begriffen beurteilt. Die Bundesrepublik erwecke immer noch den Eindruck, dass jeder, der verfolgt werde oder vor Krieg Schutz suche, in Deutschland aufgenommen werde. Als politische Haltung der generellen Offenheit für alle Schutzsuchenden widerspreche diese Position aber nicht nur deutschem und europäischem Recht, sondern auch jedem Staatsverständnis – ganz zu schweigen von den Aufnahmemöglichkeiten. Schon der Versuch, wenigstens probeweise alle Grenzübergänge für Migranten dichtzumachen, gelte als unmöglich, mit dem Argument, man könne das Land nicht hermetisch abriegeln. Selbstverständliche Hinweise, dass eine grüne Grenze nicht abgeschottet werden könne, seien kein Argument, elementare Staatsfunktionen aufzugeben, also den Anspruch, die Herrschaft über ein begrenztes Gebiet und die Zusammensetzung des Volkes zu haben. Länder wie Großbritannien oder Dänemark kämen ihrer Verantwortung nach, indem sie nur einen kleinen Teil der Flüchtlinge ins Land ließen. Sie hätten Sorge, ihre Gesellschaft zu überfordern, und fänden es vernünftiger, die UN-Lager in Grenznähe zu Syrien besser auszustatten. Zudem stellten sie die Frage, warum reiche islamische Länder wie Saudi-Arabien ihre Grenzen für die Glaubensbrüder und -schwestern schlossen. Von Australien bis Amerika, von Großbritannien bis Polen halte man Grenzen für sinnvoll und kontrollierbar. Berlin habe "eine Meise", hieß es kürzlich auf einer internationalen Konferenz in London. Quelle: Reinhard Müller, FAZ, 31.10.2015

Richard Subik: die ganze Welt fasst sich an den Kopf

STAND: Anfang Oktober 2015

Der slowakische Politiker Richard Subik habe ausgesprochen, was sich die meisten Deutschen bisher nur eher still zu denken wagten. Er habe gesagt, die ganze Welt fasse sich an den Kopf, was Deutschland da mache, und das Land werde von Weicheiern regiert. Außerdem habe er erklärt, er wolle nicht in einem Europa leben, in dem mehr Muslime als Christen geboren würden. Quelle: ARD-Talk, Menschen bei Maischberger, 04.11.2015

Das große Registrierungs- Chaos

STAND: Anfang November 2015

Laut Vizekanzler Sigmar Gabriel seien 40 bis 50 % der Flüchtlinge gar nicht registriert gewesen. Der Vorsitzende der Bundespolizeigewerkschaft, Ernst Walter, habe betont, es sei schlicht unmöglich gewesen, alle Ankommenden direkt an der Grenze zu registrieren. Der Migrationsexperte Jochen Oltner von der Universität Osnabrück habe erklärt, den gesetzlichen Regelungen zufolge müssten Flüchtlinge direkt nach ihrer Einreise registriert werden. In der Praxis sei dies derzeit aber nicht umsetzbar gewesen. Tausende Flüchtlinge seien deshalb in Unterkünfte gebracht worden, ohne registriert worden zu sein. Walter habe außerdem darauf hingewiesen, dass viele Flüchtlinge mit gefälschten Papieren kämen. Angesichts der derzeitigen Massen wisse man nicht, wer alles in das Land komme. Das Problem in der Flüchtlingskrise sei, dass alles massenhaft geschehe, habe Walter weiter ausgeführt. Natürlich spiele es in diesem Zusammenhang auch eine Rolle, dass nicht auszuschließen sei, dass Gefährder ins Land kämen. Quelle: Linda Hinz, Focus online, 03.11.2015

Flüchtlinge bedrohen Heimpersonal

STAND: Mitte November 2015

Der Lagebericht aus der Asylbewerberunterkunft in Neuss wurde von Stefanie Held verfasst, die an ihre Vorgesetzten bei der Bezirksregierung schrieb, dass vor allem Männer aus Nordafrika in den Flüchtlingsheimen zunehmend für Probleme sorgten. In ihrem Bericht schilderte sie, dass die Gäste aus Nordafrika völlig aus dem Ruder liefen. Die Lagebeschreibung enthielt eine Auflistung von Zumutungen für Beschäftigte und Mitbewohner: Alkohol- und Drogenmissbrauch, Bedrohungen, Beleidigungen, Schlägereien sowie Sachbeschädigungen bis hin zu total demolierten Zimmereinrichtungen. Der Sprecher der Bezirksregierung Arnsberg kenne dieses Problem auch aus anderen landesweiten Zentralunterkünften. Zudem wurde berichtet, dass ein Mann aus diesem Personenkreis vor kurzem für Aufsehen gesorgt habe, als er im Lukaskrankenhaus in Neuss nachts eine Ärztin und zwei Krankenschwestern mit einer abgebrochenen Flasche bedroht und später die alarmierte Polizei damit attackiert habe. Quelle: Christoph Kleinau, Rheinische Post, 21.11.2015

Massenprügelei unter Flüchtlingen am Flughafen Tempelhof

STAND: Ende November 2015

Am Flughafen Tempelhof hätten 120 Polizisten eine Massenschlägerei unter 300 prügelnden Flüchtlingen getrennt, berichtete man. Als Auslöser habe ein Streit bei der Essensausgabe gedient. Die Security-Mitarbeiter hätten zunächst versucht, den Konflikt zu schlichten, wobei zwei von ihnen verletzt worden seien, einer davon schwer. Quelle: M.Lukaschewitsch, O.Wedekind,B.Z., 29.11.2015

Brandbrief

STAND: Ende November 2015

Der Bürgermeister von Vreden, Dr. Christoph Holtwisch, habe in einem Brandbrief in beispielloser Direktheit über Probleme mit Flüchtlingen geklagt. Er habe erklärt, die Flüchtlingsunterkünfte in seiner Kleinstadt seien völlig überbelegt. Diese unhaltbare Situation habe bereits zu gewalttätigen Übergriffen von Asylanten auf städtische Mitarbeiter geführt, schrieb er in dem Brief an die Bezirksregierung. Zudem hätten vor wenigen Wochen mehr als 200 Bürgermeister in einem Schreiben an Bundeskanzlerin Merkel auf die schwierige Lage bei der Unterbringung von Flüchtlingen hingewiesen. Ihre Städte und Gemeinden seien am Ende ihrer Leistungsfähigkeit angekommen, und selbst die Unterbringung in Zelten sowie Wohncontainern sei kaum noch zu bewerkstelligen gewesen. Quelle: Christian Schwerdtfeger, Rheinische Post, 27.11.2015

Grünen Politiker Beck fordert Akzeptanz für religiöses Schächten und Beschneidung

STAND: Mitte Dezember 2015

Volker Beck von den Grünen habe darauf hingewiesen, dass die Ankunft von hunderttausenden Flüchtlingen einen Kraftakt im Hinblick auf das kulturelle Miteinander bedeute. Er habe deshalb eine offene Haltung gegenüber dem religiösen Brauchtum der Asylanten angemahnt. In der Flüchtlingsdebatte habe der religionspolitische Sprecher der grünen Bundestagsfraktion mehr Respekt gegenüber Minderheitsreligionen gefordert. Als Beispiele habe er die religiöse Kopfbedeckung, das Schächten von Tieren sowie die Beschneidung von Jungen genannt. Beim Schächten werde einem unbetäubten Tier der Hals mit einem Messer von der Kehle aus durchgeschnitten; die Tiere durchlebten dabei einen Todeskampf mit höllischen Schmerzen, Atemnot und Todesangst und starben schließlich durch Verbluten. Quelle: dpa, Focus online, 15.12.2015

Warum bleiben die Flüchtlinge nicht im Nahen Osten?

STAND: Mitte Dezember 2015

Es wurde berichtet, dass in der islamischen Welt des Nahen Ostens 75-mal so viel Raum wie in Deutschland vorhanden sei. Deshalb müsse man Verhandlungen mit der Organisation für Islamische Zusammenarbeit aufnehmen. Diese 57 Staaten verfügten mit knapp 26 Millionen Quadratkilometern über 75-mal mehr Fläche als Deutschland und hätten immer noch 6,5-mal so viel Land wie die gesamte Europäische Union. Für ihre 1,53 Milliarden Einwohner wären selbst 10 Millionen Flüchtlinge nur 0,65 % der Gesamtbevölkerung. Außerdem vermied man durch die religiöse Homogenität Reibungen, die in Europa von allen Seiten Empörung provozierten. Quelle: Gunnar Heinsohn, Welt online, 16.12.2015

Die Bundeskanzlerin führt uns ins Chaos

STAND: Ende Dezember 2015

Es wurde kritisch angemerkt, dass über die bekannte Parole "Wir schaffen das" hinaus wenig Konkretes von der Bundeskanzlerin zur Integration der hunderttausenden Bürgerkriegsflüchtlinge und anderer Hunderttausender Armutsflüchtlinge gekommen sei. Man wisse nicht genau, wie viele es tatsächlich gewesen seien – allein diese Aussage habe wie ein Offenbarungseid des Staates gewirkt. Es habe den Anschein gehabt, als sei die Bundesrepublik Deutschland, einst ein gut organisierter Rechtsstaat, innerhalb weniger Monate von einer wohlmeinenden, aber machtlos handelnden Angela Merkel in einen Staat verwandelt worden, in dem Teile der rechtsstaatlichen Organisation aus falsch verstandener Humanität außer Kraft gesetzt worden seien. Man habe nicht gewusst, wie viele Flüchtlinge sich in Deutschland aufhielten oder nur durchgereist seien. Zigtausende – und wohl noch deutlich mehr – hätten ohne Registrierung, ohne Anmeldung, ohne Namen oder Adresse im Land gelebt. Die staatliche Organisation der BRD habe in dieser Hinsicht weitreichend versagt – und das nicht nur für einen oder wenige Tage, sondern wochenlang.

Obwohl die Bundespolizei laut Haushaltsplan rund 40 000 Mitarbeiter hatte, sei es nicht möglich gewesen, diese so einzusetzen, dass der Zustrom von Bürgerkriegs- und Armutsflüchtlingen geordnet ablief. Soweit Flüchtlinge registriert worden seien, habe man sie nach dem Königsteiner Schlüssel (eine Mischung aus Finanzkraft und Einwohnerzahl) auf die Bundesländer verteilt. Das habe bedeutet, dass in stark besiedelten Ballungsgebieten ohnehin bereits viele Menschen lebten – und genau dort seien die meisten Flüchtlinge angekommen. Die Wohnungsversorgung in vielen dieser Ballungszentren sei bereits vorher höchst problematisch gewesen und habe sich durch die hohen Flüchtlingszahlen noch verschärft.

Ein Konzept zur Entzerrung oder ein effektives Programm zum kurzfristigen Bau bezahlbarer Wohnungen sei von der Bundesregierung nicht vorgelegt worden. Zudem habe man angemerkt, die meisten Flüchtlinge kämen aus Regionen mit einem vollkommen anderen Verständnis von Grundwerten und Demokratie. Sie hätten andere Vorstellungen von Solidarität und öffentlichem Eigentum mitgebracht sowie Familienvorstellungen und ein Frauenbild, das ihm persönlich Besorgnis bereitet habe. Dies habe man nicht primär als eine Frage der Religion – etwa des Islam – gesehen, sondern als eine Frage der Mentalität in den Herkunftsländern. Den ersten Alarmzeichen habe der Staat nicht angemessen reagiert – es seien keine notwendigen Stoppsignale gegenüber Flüchtlingen gesetzt worden, obwohl Artikel 2 der Genfer Flüchtlingskonvention genau dies vorsehe. Jeder Flüchtling habe gegenüber dem Aufnahmeland Pflichten, darunter insbesondere die Verpflichtung, die Gesetze, sonstigen Rechtsvorschriften und Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung zu beachten. Der Artikel stamme von einem SPD-Politiker, der von 1997 bis 1999 Berliner Senator für Justiz und von 2001 bis 2011 Senator für Inneres gewesen sei.Quelle: Ehrhart Körting, Tagesspiegel. de, 25.12.2015




2016

Frauen berichten Emma vom Terror in der Silvesternacht

STAND: Anfang Januar 2016

Es wurde berichtet, dass sich Opfer bei der Frauenzeitschrift Emma gemeldet hätten und gefragt hätten, wie es geschehen konnte, dass in der Silvesternacht 2015/2016 mitten in Köln, direkt am Hauptbahnhof, Männer in großen Rudeln über Frauen hergefallen seien. Es sei zeitweise von bis zu tausend Männern ausgegangen worden. Ausgerechnet in jener Silvesternacht, in der europaweit wegen der Terrorgefahr ohnehin erhöhte Sicherheitsvorkehrungen gegolten hätten. Die Kölner Beamten seien völlig überrascht gewesen von dem Ausmaß der Gewalt. Polizeipräsident Wolfgang Albers habe bei einer Pressekonferenz in Köln von Straftaten in einer völlig neuen Dimension gesprochen. Bis dahin sei bekannt gewesen, dass es zwischen 22 Uhr und 5 Uhr zu Körperverletzungen, Diebstählen und sexuellen Übergriffen im Umfeld des Hauptbahnhofs gekommen sei. Es habe sich herausgestellt, dass sich bis zu 1.000 Männer versammelt hätten, die laut Zeugenaussagen aus dem nordafrikanischen und arabischen Raum stammten, und bei nahezu der Hälfte der Anzeigen sexuelle Gewalt gegen Frauen betroffen habe. Die Polizei habe nicht sagen können, wie viele der insgesamt 553 Anzeigen von Frauen stammten. Fachpersonal zur Betreuung von Opfern sexueller Gewalt sei bereits aufgestockt worden, wurde mitgeteilt.

Ein Polizeibericht habe geschildert, was Frauen in jener Nacht erlebt hätten: Vergewaltigungen. Der Express habe einen Polizisten zitiert, der erklärt habe, gegen 23 Uhr sei die Meldung eingegangen, dass am Bahnhof 400 Ausländer in eine Schlägerei verwickelt seien. Beim Eintreffen habe er jedoch knapp 2.000 Personen vorgefunden, die sich mit verbotenen Polenböllern und Silvesterraketen beschossen hätten. Die Beamten hätten versucht, die Domtreppe in Richtung Norden zu räumen. Kurz nach Mitternacht hätten dann die ersten Frauen die Polizisten aufgesucht. Weinend und geschockt hätten sie geschildert, wie sie massiv sexuell belästigt worden seien. Auch die Beamten seien mit Böllern beworfen worden. Es sei dennoch gelungen, acht verdächtige Männer aus der Menge herauszuholen, bei denen kopierte Papiere – angebliche Aufenthaltsbescheinigungen für das Asylverfahren – gefunden worden seien. Oberbürgermeisterin Henriette Reker habe bei einer Pressekonferenz unter anderem Verhaltensratschläge gegeben: Frauen sollten Fremden mindestens eine Armlänge Abstand halten und innerhalb ihrer eigenen Gruppe bleiben. Bundesweit hätten Medien berichtet, dass es nach den Ereignissen in Köln ähnliche Vorfälle auch in anderen Städten gegeben habe:

In Bielefeld sei es ebenfalls zu sexuellen Übergriffen und sogenannten Trickdiebstählen durch Antanzen gekommen. Alle Frauen hätten die Täter als Männer mit Migrationshintergrund beschrieben.

In Stuttgart habe bei der Silvesternacht 2015/2016 eine Gruppe von 15 Männern zwei Frauen umzingelt, ausgeraubt und im Fortgang sexuell belästigt. Nach einem Zeugenaufruf der Polizei hätten sich weitere mutmaßliche Opfer gemeldet, die Ähnliches erlebt hätten.

In Frankfurt hätten drei Frauen angegeben, in jener Nacht von einer Gruppe aus zehn Männern bedrängt und massiv unsittlich berührt worden zu sein; es habe sich um Nordafrikaner gehandelt.

In und um Nürnberg seien vier Frauen von etwa 20 Männern nordafrikanischen Aussehens bedrängt worden. Weitere Vorfälle seien am Hauptbahnhof, im Neuen Museum sowie aus Ansbach gemeldet worden.

In Hamburg-St. Pauli seien mehrere Gruppen von fünf bis 15 Männern auf junge Frauen losgegangen, die den Jahreswechsel 2015/2016 friedlich auf dem Kiez gefeiert hätten. Die ersten Vorfälle hätten sich gegen Mitternacht auf dem Hans-Albers-Platz und der Großen Freiheit ereignet. Zeugen hätten angegeben, es seien meist junge Ausländer gewesen, die sich in Gruppen zusammenrotteten und junge Frauen zunächst verbal, später auch körperlich belästigt und beklaut hätten. Quelle: Frauenzeitschrift Emma, 04.01.2016

Kritik an Medien

STAND: Anfang Januar 2015

Es sei berichtet worden, dass die Kritik an den öffentlich-rechtlichen Medien nach den massenhaften Übergriffen auf Frauen in der Silvesternacht 2015/2016 in Köln groß gewesen sei. Der ehemalige Bundesinnenminister Hans-Peter Friedrich habe dem ZDF schwere Vorwürfe gemacht. Dieses habe laut seiner Aussage die Berichterstattung über die Vorfälle am Montag bewusst zurückgehalten und erst am Dienstag darüber berichtet. Dem Redaktionsnetzwerk Deutschland zufolge habe Friedrich dies als Skandal bezeichnet. Es sei in seinen Augen nicht hinnehmbar gewesen, dass es mehrere Tage gedauert habe, bis die öffentlichrechtlichen Medien die Berichte aufgegriffen hätten. Friedrich habe den Verdacht geäußert, die gebührenfinanzierten Sender kämen ihrem Informationsauftrag nur noch unzureichend nach und habe in diesem Zusammenhang von einem "Schweigekartell" gesprochen. Seinen Aussagen nach habe es offenbar Nachrichtensperren gegeben, sobald es um Vorwürfe gegen Ausländer gegangen sei. Auch der Verfassungsrechtler und frühere Bundesverteidigungsminister Rupert Scholz habe sich zu Wort gemeldet und mehr Prävention sowie eine Stärkung des Rechtsstaates gefordert. Scholz habe in den Flüchtlingsströmen ein wachsendes Gefahrenpotenzial für die öffentliche Sicherheit gesehen. Er habe betont, dass nach geltendem Recht Ausländer bereits ausgewiesen werden könnten, wenn sie eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung darstellten – auch dann, wenn ihr Aufenthaltsstatus bereits anerkannt worden sei. Dafür bedürfe es keiner Änderung des Aufenthaltsgesetzes, sondern lediglich dessen konsequenter Anwendung.

Berichte über die Silvesternacht in Köln hätten zudem nahegelegt, dass wesentliche Aussagen der Kölner Polizeispitze zu den sexuellen Übergriffen offenbar nicht der Wahrheit entsprochen hätten. Dies hätten mehrere Kölner Polizisten, die an dem Einsatz beteiligt gewesen seien, gegenüber der Welt am Sonntag erklärt. Sie hätten sich gegen die Vorwürfe des damaligen Bundesinnenministers Thomas de Maizière gewehrt, der Kritik an der Arbeit der Kölner Polizei geübt habe. Polizeipräsident Wolfgang Albers habe öffentlich erklärt, man wisse nicht, um wen es sich bei den Tätern gehandelt habe, die Passanten beraubt und Frauen sexuell belästigt hätten. Die eingesetzten Polizisten hätten dem jedoch widersprochen. Sie hätten berichtet, dass sie sehr wohl zahlreiche Personen kontrolliert und teilweise auch festgenommen hätten. Die Polizei habe gewusst, um welche Personengruppen es sich gehandelt habe. Es seien von vielen Personen die Personalien aufgenommen worden – etwa 100 Männer seien kontrolliert, etliche zur Wache gebracht und in Gewahrsam genommen worden. Die Kölner Polizeiführung habe bis dahin nicht öffentlich gemacht, dass es Festnahmen gegeben habe. Die Personenkontrollen hätten ergeben, so die Beamten weiter, dass es sich nur bei einer kleinen Minderheit um Nordafrikaner gehandelt habe. Der Großteil der kontrollierten Personen seien Syrer gewesen. Dies habe sich aus den vorgelegten Dokumenten ergeben. Viele dieser Männer hätten sich erst seit wenigen Monaten in Deutschland aufgehalten und seien frisch eingereiste Asylbewerber gewesen. Sie hätten Kopien ihrer Asylanträge vorgelegt, wie sie vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ausgegeben würden.

Auch in einem weiteren Punkt hätten die eingesetzten Beamten der offiziellen Darstellung widersprochen. Während von offizieller Seite behauptet worden sei, das Hauptmotiv der Täter sei Diebstahl gewesen und die sexuellen Belästigungen seien nur "nebenbei" passiert, hätten die Polizisten erklärt, dass es in Wirklichkeit genau umgekehrt gewesen sei. Nach ihrer Einschätzung habe das Hauptinteresse der Täter, die überwiegend arabischer Herkunft gewesen seien, in sexueller Belästigung gelegen. Nicht nur die Aussagen der Polizisten hätten im Widerspruch zu den Aussagen von Polizeipräsident Albers gestanden, sondern auch ein sechseitiges internes Einsatznachbereitungspapier der Kölner Polizei vom 2. Januar. Auch aus diesem Papier sei hervorgegangen, dass es sich bei einem Großteil der Täter um Asylbewerber gehandelt habe. Die meisten Personen, deren Personalien festgestellt worden seien, hätten lediglich den Registrierungsbeleg des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge vorlegen können. Über gültige Ausweispapiere hätten die meisten nicht verfügt. Quelle: Joachim Huber, Tagesspiegel, 07.01.2016

Das Ausland reagiert heftig auf Köln

STAND: Anfang Januar 2016.

Es wurde berichtet, dass die Kölner Silvesterübergriffe im Ausland zunehmend mit der von Angela Merkel propagierten Willkommenskultur in Verbindung gebracht worden seien. Auch in seriösen Medien seien Rücktrittsforderungen gestellt worden — kein Tabu mehr. In der New York Times sei die Kanzlerin als "irre" bezeichnet und ihr Rücktritt nahegelegt worden. Der Kolumnist Ross Douthat habe in einem Gastbeitrag geschrieben, Deutschland müsse umgehend umsteuern: Das bedeute, Angela Merkel müsse gehen, damit Land und Kontinent vermeiden könnten, "einen zu hohen Preis für ihren wohlmeinenden Wahnsinn" zu zahlen. Man habe festgestellt, dass die sexuellen Übergriffe auf dem Bahnhofsvorplatz Köln – hinter denen offenbar überwiegend Menschen mit Migrationshintergrund gestanden hätten – zusammen mit der "Wir schaffen das"-Rhetorik heftigere Reaktionen im Ausland ausgelöst hätten. Der ungarische Regierungschef Viktor Orbán habe seit längerem vom Zusammenleben mit Muslimen abgeraten. Angesichts der verheerenden Kölner Silvesternacht habe auch die slowakische Regierung angekündigt, Muslimen die Einreise zu untersagen. Regierungschef Robert Fico habe erklärt, er werde verhindern, dass eine geschlossene muslimische Gemeinschaft entstehen könne, und habe ergänzt, dass man angesichts der Terrorgefahr solche Probleme erwarten müsse, wenn Migranten ins Land gelassen würden.

Polen habe der Bundesregierung vorgeworfen, den Zusammenhang zwischen den Übergriffen und der Flüchtlingskrise zu verschleiern. Der Chef der nationalkonservativen Regierung, Piotr Gliński, habe erklärt, man werde Flüchtlinge genau unter die Lupe nehmen und "Junge Männer, die 'Helden der Ereignisse von Köln' seien", wolle man in Polen nicht haben. In Frankreich habe der Front National die Ereignisse als Folge eines erzwungenen Multikulturalismus bezeichnet. Nicht in allen Staaten seien politische Reaktionen dieser Härte aufgetreten, doch in etlichen Ländern habe die Debatte medienwirksam und hitzig stattgefunden. In Großbritannien hätten sowohl der liberale Guardian als auch die konservative Times die deutsche Regierung davor gewarnt, die Herkunft der Täter zu tabuisieren. Die boulevardeske Sun habe titelt : "Die 'Migrationsflitterwochen' seien vorbei."

Bis zum 10. Februar seien insgesamt 1.054 Strafanzeigen wegen Vorfällen in der Kölner Innenstadt während der Silvesternacht aufgenommen worden. In 454 Fällen habe es sich um Sexualdelikte gehandelt; darunter seien mindestens drei Anzeigen wegen Vergewaltigung gewesen. Zwei Drittel dieser Sexualdelikte seien im Bereich des Hauptbahnhofs und des Bahnhofsplatzes begangen worden, eine weitere Häufung sei im Bereich der Hohen-Tonnen-Brücke festgestellt worden. Mehr als 100 Anzeigen seien bereits bis zum Neujahrsmorgen eingegangen. Ab dem 4. Januar sei dann ein massiver Anstieg der Fallzahlen verzeichnet worden. Insgesamt habe die Polizei bis dahin von 1.108 Opfern und Geschädigten ausgegangen.

Nach Angaben der Staatsanwaltschaft Köln seien bis Juni 2016 insgesamt 1.276 mutmaßliche Opfer bekannt geworden. Bis zu diesem Zeitpunkt seien in Köln 1.182 Anzeigen zur Silvesternacht eingegangen – davon 497 wegen sexueller Übergriffe, die insgesamt 648 Personen betroffen hätten. 284 Personen seien sowohl Opfer eines sexuellen Übergriffs als auch eines Eigentumsdelikts gewesen. Es seien fünf Anzeigen wegen vollendeter und 16 wegen versuchter Vergewaltigung gestellt worden. Bis Dezember 2017 habe sich die Anzeigezahl auf 1.210 erhöht. Von 354 namentlich bekannten Verdächtigen in 290 Ermittlungsverfahren seien 101 als Algerier, 91 als Marokkaner, 37 als Iraker, 29 als Syrer und 25 als Deutsche registriert worden – eine Differenzierung nach Deutsche mit und ohne Migrationshintergrund sei nicht erfolgt. 122 Verdächtige seien Asylsuchende gewesen, 52 hätten zur Tatzeit illegal in Deutschland gelebt. Bei den übrigen sei der Aufenthaltsstatus ungeklärt geblieben. Quelle: Issio Ehrich, ntv, 11.01.2016

Charlottenburg Ernst-Reuter-Platz: Frau vor U-Bahn geschubst

STAND: Mitte Januar 2016

Es wurde berichtet, dass am U-Bahnhof Charlottenburg–Ernst-Reuter-Platz ein Mann eine 20-jährige Frau unvermittelt vor einen einfahrenden Zug gestoßen habe. Nach Angaben der Staatsanwaltschaft habe der Täter dies mit Anlauf getan. Die Frau sei überrollt worden und noch vor Ort ihren schweren Verletzungen erlegen. Nach bisherigen Erkenntnissen sei der Iraner zuvor in mehreren norddeutschen Bundesländern auffällig gewesen. Die Berliner Staatsanwaltschaft habe mitgeteilt, dass der nun 28-jährige Mann vor etwa 15 Jahren eine erhebliche Gewalttat begangen habe. Gegen ihn sei unter anderem wegen Raub, Gewaltdelikten und gefährlicher Körperverletzung ermittelt worden. Zudem habe es in Hamburg weitere Verfahren gegen den Iraner gegeben. Quelle: B.Z. Berlin, 20.01.2016

Ermächtigung ohne Gesetz

STAND: Ende Januar 2016

Es wurde berichtet, dass anfangs nur der Staatswissenschaftler Rupert Scholz die Flüchtlingspolitik der Regierung öffentlich kritisiert habe, sich aber inzwischen die Stimmen gemehrt hätten. Hans-Jürgen Papier, ehemaliger Präsident des Bundesverfassungsgerichts, habe rechtsfreie Räume und eine inakzeptable Kluft zwischen Recht und Wirklichkeit beklagt. Ein früherer Kollege, Udo Di Fabio, habe erklärt, es gebe keine gesetzliche Grundlage für die Grenzöffnung. Der Berliner Verfassungsrechtler Ulrich Battis habe von klaren Verfassungsverstößen gesprochen und darauf hingewiesen, dass geltendes Recht fortwährend gebrochen werde. Noch deutlicher habe es Michael Bertrams formuliert, einst Präsident des Verfassungsgerichts von NRW. Er habe die Entscheidung der Kanzlerin, die Grenzen zu öffnen, als klare Kompetenzüberschreitung betrachtet. Sein Fazit sei gewesen, Merkels Alleingang sei ein Akt der Selbstermächtigung gewesen. Die Entscheidung Angela Merkels und der Regierung, mit der Grenzöffnung die klare Regelung des Grundgesetzes in Artikel 16a – kein Asylanspruch bei Einreise aus sicheren Drittländern – sowie die Dublin-II-Verordnung außer Kraft zu setzen, sei laut Bericht von 631 Abgeordneten im Bundestag kaum öffentlich kritisiert worden. Bis auf Peter Gauweiler habe keiner seine Stimme gegen den Rechtsbruch erhoben. Quelle: Nicolaus Fest, Junge Freiheit,24.01.216

70.000 unbegleitete Flüchtlinge

STAND: Ende Januar 2016

Das Bundesverwaltungsamt habe berichtet, dass in Deutschland knapp 70.000 unbegleitete minderjährige Ausländer in Obhut der Jugendhilfe gewesen seien. Gezielter Familiennachzug finde statt: In einigen Fällen würden Jugendliche gezielt von ihrer Familie alleine auf die Reise etwa nach Deutschland geschickt, und das derzeit geltende Asylrecht erlaube es ihnen dann in vielen Fällen, die engsten Familienangehörigen nachzuholen. Nach Ansicht von Michael Kretschmer, dem stellvertretenden Vorsitzenden der Unionsbundestagsfraktion, stecke hinter der Masche ein regelrechtes Geschäftsmodell. Je nachdem Bundesland koste ein unbegleiteter Minderjähriger den Bund zwischen 40.000 und 60.000 Euro pro Jahr. Quelle: Redaktion, Focus online, 27.01.2016


Auszug: Artikel Frauenzeitschrift EMMA, von Ali Toprak

STAND: Ende Januar 2016

Ali Toprak, Vorsitzender der kurdischen Gemeinde und der Immigrantenverbände, habe erklärt, dass außer EMMA die meisten feministisch links argumentierenden Meinungsmacherinnen reichlich undifferenziert und verallgemeinernd mit den Geschehnissen von Silvester 2015/2016 umgegangen seien. Kritischen Stimmen werde häufig Populismus und Rassismus vorgeworfen. Er habe berichtet, dass sich eine Kultur des Wahrnehmens und des Sprechens hinter vorgehaltener Hand herausgebildet habe. Die unerträgliche Relativierung der frauenverachtenden Einstellungen bestimmter Männergruppen, vor allem durch die weißen, linken Feministinnen und ihre Unterstützer, sei ein Schlag ins Gesicht aller unterdrückten Frauen und der Frauenbewegungen in den islamischen Ländern gewesen. Er habe gefragt, wie viele islamisch geprägte Länder es gebe, deren politische und gesellschaftliche Verhältnisse sich an Demokratie, Menschenrechten, Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung, Aufklärung und Religionsfreiheit orientierten. Er kenne kein einziges Beispiel. Er habe sich gefragt, warum die Flüchtlingsbewegungen auf dieser Erde alle eine Richtung hätten, nämlich nach Westen. Ob es wirklich nur der Reichtum sei oder vielleicht auch die liberale Lebensweise, die Möglichkeit, das Leben nach den eigenen Wünschen und Vorstellungen zu führen. Wenn es nur ums Geld ginge, gäbe es doch genug sehr reiche islamische Länder, die Arbeitsmigranten bräuchten. Menschen würden in bestimmte gesellschaftliche Verhältnisse hineingeboren. Wenn in den islamischen Ländern Männer mit der Überzeugung groß würden, dass Frauen weniger oder gar nichts wert seien, dann behandelten sie die Frauen auch entsprechend. Quelle: Ali Ertan Toprak, Frauenzeitschrift Emma, 25.01.2016

Nordafrika- Banden auf Raubtourord

STAND: Ende Januar 2016

Die Bundespolizei in Dortmund habe vor jungen Männern aus Marokko und Algerien gewarnt, die in Dreiergruppen Reisende in der Bahn ausraubten. Die Sicherheitskräfte hätten seit Monaten mit wachsender Sorge beobachtet, dass Banden aus Nordafrika landesweit Reisende in Zügen ausraubten. Jürgen Kalisch von der Bundespolizeiinspektion Dortmund habe gesagt, es sei oft so gewesen, dass man noch dabei gewesen sei, die Anzeige in den Computer einzugeben, da sei der Täter schon wieder frei gewesen und habe die nächste Tat begangen. Man habe davon ausgehen können, dass sie wieder auf Beutetour in die Züge gegangen seien. Die Bundespolizei habe seit langem auf dieses Problem hingewiesen, aber erst nach den Vorkommnissen in Köln in der Silvesternacht 2015/2016 habe man die Warnung allmählich ernst genommen, habe er erklärt. Ein Fahnder habe berichtet, eine Gruppe könne mehrere Züge in einer Nacht durchkämmen, also stundenlang Leute ausrauben. Die Ermittler hätten sie häufig in die Flüchtlingsunterkünfte geführt. Quelle: Christian Schwerdtfeger, Rheinische Post, 28.01.2016

Oxford Ökonom attackiert Merkels Flüchtlingszugs

STAND: Mitte Februar 2016

Paul Collier konnte nicht begreifen, wie junge Männer sich für tausende Euro den Weg nach Europa erkauften und von Angela Merkel herzlich empfangen würden. Der britische Entwicklungsökonom Paul Collier warf der deutschen Politik einen naiven Umgang mit der Flüchtlingskrise und der Situation im Nahen Osten vor. Er erklärte, alle Flüchtlinge nach Deutschland einzuladen, sei ein kolossaler Fehler von Angela Merkel gewesen, zumal sie vorher offensichtlich überhaupt keine Vorbereitung getroffen habe, um den daraus resultierenden Ansturm zu bewältigen. Merkel habe die Multikulti-Gesellschaft selbst für gescheitert gehalten. Hinzu komme, dass diese Männer beim Wiederaufbau etwa in Syrien schmerzlich fehlen würden. Ein anhaltender Flüchtlingszustrom würde nämlich auch den klassenübergreifenden Zusammenhalt unter den Einheimischen gefährden, erklärte der Professor. Er fügte hinzu, es gäbe klare Anzeichen dafür, dass die Solidarität in Gesellschaften mit hohem Einwandereranteil rapide abnehme. Quelle: dpa, Focus online, 14.02.2016

Zehnmal abgeschoben: Marokkaner kommt zehnmal nach Deutschland zurück

STAND: Mitte Februar 2016

Der Marokkaner Belaid Z. sei seit langem im Visier der Frankfurter Polizei gewesen. Nach Informationen der "Bild-Zeitung" sei der Marokkaner ins Visier der gemeinsamen Arbeitsgruppe Intensivtäter geraten, weil er im Bahnhofsviertel regelmäßig das hochgefährliche Rauschgift Crack verkauft habe. Auch wegen Urkundenfälschung und Hehlerei sei bereits gegen ihn ermittelt worden. 51 Ermittlungsverfahren hätten sich mittlerweile in seiner Strafakte gesammelt. Obwohl die Justiz seit Jahren gegen ihn vorgegangen sei, habe er den deutschen Rechtsstaat immer wieder vorgeführt. Nach Informationen der "Bild" sei der marokkanische Intensivtäter zwischen 2007 und 2015 bereits zehnmal auf Steuerzahlerkosten in seine Heimat Marokko zurückgebracht worden. Aber nach jeder Abschiebung, die jeweils mit 5000 bis 7000 Euro zu Buche geschlagen habe, kehre er wieder nach Deutschland zurück. Offenbar sei Belaid Z. kein Einzelfall gewesen. Der Algerier Farid K. sei mehrfach wegen Diebstahls, Unfallflucht, Drogenhandel und Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte aufgefallen und viermal abgeschoben worden. Auch der Marokkaner Osama B. sei wegen Drogenhandels bereits viermal aus Deutschland abgeschoben worden. Quelle: Franz Rohleder, Merkur.de, 15.02.2016

Flucht statt Abschiebung

STAND: Februar 2016

Es wurde berichtet, dass zwei Roma-Familien aus dem Kosovo seit 17 Jahren im niedersächsischen Göttingen lebten. Die Behörden hätten mitgeteilt, dass die Familien, die wegen mangelnder Integrationsbereitschaft nach 17 Jahren in Deutschland abgeschoben werden sollten, verschwunden seien. Man gehe davon aus, dass die vier Erwachsenen und ihre insgesamt 13 Kinder irgendwo in Deutschland untergetaucht seien. Der Fall der Familien habe bundesweit für Aufsehen gesorgt. Obwohl die Eltern seit mindestens acht Jahren eine Arbeitserlaubnis gehabt hätten, hätten sie ihren Lebensunterhalt nie eigenständig sicherstellen können. Das Göttinger Verwaltungsgericht habe gerügt, dass die von ihnen vorgelegten Arbeitsverträge entweder Scheinverträge gewesen oder für unerlaubte Betätigung aufgesetzt worden seien. Auch Schulabschlüsse oder abgeschlossene Ausbildungen hätten gefehlt. Zudem hätten die Kinder beider Familien zum Teil nur unregelmäßig die Schule besucht, und es habe wegen unentschuldigter Fehlzeiten zahlreiche Bußgeldverfahren gegeben. 2012 seien beide Väter wegen gefährlicher Körperverletzungen zu einer zweijährigen Haftstrafe verurteilt worden. Die Familien seien Ende der 90er Jahre nach Deutschland gekommen. Sie hätten keinen Asylantrag gestellt, Anträge auf eine Aufenthaltserlaubnis seien wiederholt abgelehnt worden, und auch die niedersächsische Härtefallkommission habe die Anfragen der Familien zweimal abgelehnt. Die Frage, warum sie dann seit mindestens acht Jahren eine Arbeitserlaubnis gehabt hätten, bleibe offen. Quelle: jug/dpa,ntv Panorama,10.02.2016

Trio geht in U2 auf Fahrgäste los

STAND: Mitte Februar 2016

Stuttgart- Bad Cannstatt. Die Polizei berichtete, dass kurz vor 22 Uhr drei Unbekannte vermutlich an der Haltestelle Wilhelmsplatz in die Stadtbahn eingestiegen seien und in Richtung Neugereut gefahren seien. Die Männer hätten herumgepöbelt und Fahrgäste bedroht. Als zwei Fahrgäste im Alter von 23 und 24 Jahren die Unbekannten aufgefordert hätten, dies zu unterlassen, hätten die drei Männer auf sie eingeschlagen und ihnen Kopfstöße versetzt. Von den Tätern habe folgende Beschreibung vorgelegen: Alle drei Männer seien zwischen 17 und 25 Jahre alt gewesen und hätten südländisch ausgesehen. Rettungskräfte hätten die beiden verletzten Fahrgäste versorgt und sie zur ambulanten Behandlung in Krankenhäuser gebracht. Quelle: Stuttgarter Zeitung, Blaulicht aus Stuttgart, 12.02.2016

Staatsschutz ermittelt: Christliche Flüchtlinge in Tempelhof bedroht

STAND: Ende Februar 2016

Es wurde berichtet, dass sechs Flüchtlinge, die vor der Gewalt im Iran geflohen seien, auch in Berlin keinen Frieden gefunden hätten. Sie seien von Muslimen bedroht worden und hätten deshalb ihre Unterkunft in Tempelhof verlassen müssen. Der Staatsschutz habe wegen Körperverletzung mit religiösem Hintergrund ermittelt. Obwohl es keine offiziellen Zahlen gebe, habe es in Berliner Flüchtlingsheimen immer wieder religiös motivierte Übergriffe auf Christen gegeben. Diese seien bedrängt, bedroht und beleidigt worden, und es habe wiederholt Berichte über Übergriffe radikaler Muslime auf Christen und andere religiöse Minderheiten in deutschen Flüchtlingsunterkünften gegeben. Kirche und Politik seien alarmiert gewesen. Quelle: B.Z. 24.02.2016

77% der Flüchtlinge kommen ohne Ausweis nach Deutschland

STAND: Ende Februar 2016

Es wurde berichtet, dass die meisten Migranten bei ihrer Einreise nach Deutschland keine gültigen Ausweispapiere gehabt hätten. Das Bundesinnenministerium habe der Berliner Morgenpost erstmals eine genaue Zahl genannt. Eine Sprecherin des Ministeriums habe gesagt, ein gewisser Anteil der Migranten verfüge nicht über erforderliche Personaldokumente. Im Januar 2016 habe dies etwa 77 % aller durch die Bundespolizei im Grenzraum festgestellten Migranten betroffen. Nach Einschätzung aus Behördenkreisen habe es sich dabei meistens um Asylbewerber und Flüchtlinge gehandelt. Damit stünden die mit der Feststellung der Identität befassten Behörden vor einer größeren Herausforderung als angenommen. Diese hohe Zahl sei ein erhebliches Problem und auf Dauer nicht akzeptabel gewesen, habe der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei, Oliver Malchow, erklärt. Ohne Ausweispapiere könnten Flüchtlinge sich mehrfach unter Angabe unterschiedlicher Identitäten anmelden, was ein großes Sicherheitsrisiko darstelle, so Malchow. Die vom Innenministerium genannte Zahl von 77 % habe er überraschend hoch genannt. Auch die zurzeit viel diskutierte Rückführung abgelehnter Asylbewerber in ihre Herkunftsländer wäre in Fällen mit ungeklärter Identität deutlich schwieriger gewesen. Justizsenator Thomas Heilmann habe gefordert, falsche Angaben zu sanktionieren. Wer falsche Angaben mache oder nicht aktiv zur Wiederbeschaffung der Papiere beitrage, habe mutmaßlich auch falsche Vorstellungen vom Zusammenleben in Deutschland, habe Heilmann gesagt. Quelle: Ulrich Kraetzer, Berliner Morgenpost, 23.02.2016

Zivilcourage

STAND: Ende Februar 2016

Köln-Bilderstöckchen: Es wurde von der Polizei erst jetzt bekanntgegeben, dass sich die Tat bereits am 13. Oktober 2015 in Köln-Bilderstöckchen ereignet habe. Ein 15-jähriger Junge aus Köln habe im hinteren Bereich eines Busses in Fahrtrichtung Longerich gesessen, als vier Jugendliche dazu stiegen und anfingen, ein Mädchen zu belästigen. Der Jugendliche sei dazwischen gegangen und habe die osteuropäisch aussehenden Jugendlichen aufgefordert, das Mädchen in Ruhe zu lassen. Daraufhin seien zwei der Osteuropäer aus der Gruppe auf den Schüler losgegangen und hätten gezielt auf seine Rippen und seinen Schädel eingetreten. Mit dem Hinterkopf habe der Junge gegen einen festmontierten Nothammer und dann gegen eine Scheibe geschlagen, bevor er blutend zu Boden gegangen sei. Nach Informationen von "EXPRESS" habe keiner der anderen Fahrgäste eingegriffen. Sekunden später habe der Bus eine Haltestelle erreicht, wo der Schlägertrupp aus dem Bus gesprungen sei und weggelaufen sei. Der couragierte Kölner sei mit dem Rettungswagen in eine Klinik gebracht worden. Quelle: Polizeibericht, Nachtrag, 13.10.2015

Deutschland bietet ein hilfloses und chaotisches Bild

STAND: Anfang März 2016

Eine kritische Analyse des früheren FAZ-Herausgebers Hugo Müller-Vogg berichtete, dass immer mehr Menschen das Gefühl beschlich, Staat und Gesellschaft seien überfordert in Bezug auf die innere Sicherheit sowie auf die Integration von Zuwanderern. Dieser Staat kontrolliere seine Grenzen mehr oder weniger nicht. Er nehme Flüchtlinge auf, die aus sicheren Drittländern kämen und deshalb weder aufgrund des Grundgesetzes noch nach der Genfer Flüchtlingskonvention Anspruch auf eine Bleibeperspektive hätten. Zu diesem Bild gehöre, dass große Teile der Zuwanderer überhaupt nicht daran dächten, sich in der Gesellschaft zu integrieren, von der Inanspruchnahme staatlicher Sozialleistungen einmal abgesehen. Schließlich könne niemand bestreiten, dass die Integration von Menschen aus fremden Kulturkreisen schon in den vergangenen Jahrzehnten nur bedingt geglückt sei und das bei wesentlich geringeren Zahlen an Zuwanderern. Die Existenz von Parallelgesellschaften belege dies. Der Kontrollverlust des Staates zeige sich zudem am Umgang mit illegalen Zuwanderern, denen selbst bei großzügigster Auslegung des geltenden Rechts kein Bleiberecht gewährt werden dürfe. Die meisten Bundesländer wollten oder könnten illegale Zuwanderer nicht schnell und zügig außer Landes bringen. Diese Duldungspraxis habe viele Migranten in ihrer irrigen Auffassung bestärkt, sie könnten selbst bestimmen, was sie dürften und was nicht. Nach Köln könne auch nicht länger bestritten werden, dass Zuwanderer nicht ausschließlich friedliche, gesetzestreue Menschen seien. Für nicht wenige Migranten, vor allem vom Westbalkan und Nordafrika, sei Deutschland nicht in erster Linie Zufluchtsort, sondern lukrativer Tatort für kriminelle Absichten. Zudem bestehe das Gefühl, der Staat könne seine Bürger nicht mehr so schützen wie früher. Das gelte nicht nur für öffentliche Plätze, sondern auch für die eigene Wohnung, wie die rasant ansteigende Zahl von Einbrüchen bei kaum nennenswerten Fahndungserfolgen zeige. Quelle: Hugo Müller-Vogg, bayernkurier.de, 05.03.2016

Gewalt und Beleidigungen in Krankenhäusern

STAND: März 2016

Viele Ärzte klagten unter der Hand über Respektlosigkeit, Drohungen und offene Gewalt in Notaufnahmen. Vor allem Migranten stellten das Klinikpersonal demnach vor Probleme. Ein Arzt für innere Medizin an einer Klinik in Köln berichtete, ein Kollege habe einmal nur noch durch das Kellergewölbe seiner Klinik und unter Polizeischutz an seinen Arbeitsplatz kommen können. Eine Roma-Familie eines Patienten habe sich im Klinikum aufgehalten und dort übernachtet. Als mein Kollege sie dann gebeten habe, das Krankenhaus zu verlassen, weil sie den Betrieb störten, hätten sie ihm mit Gewalt gedroht. Es handele sich nicht um einen Einzelfall. Die Situation stehe vielmehr beispielhaft für das, was offenbar in vielen Krankenhäusern vor sich gehe: Drohungen, Beleidigungen und gewalttätige Übergriffe seien Probleme, mit denen das Personal fast täglich zu kämpfen habe. Matthias Schlenzsack, Chefarzt der Klinik für Allgemein- und Viszeralchirurgie im St. Martinus Krankenhaus in Düsseldorf, sagte, bei konventionellen Krankenhäusern, wie sie es seien, glaubten viele mit Migrationshintergrund, dass sie da seien, um jederzeit zu helfen. In der Folge kämen nachts häufig Patienten, die eigentlich kein Notfall seien. Man habe dort sehr viele Patienten, die in ihrem Heimatland niemals behandelt würden und hier verlangten sie dann selbstverständlich oft mitten in der Nacht eine Behandlung. Laut Thomas Eckloff, Notfallmediziner in Wuppertal, komme es mit dem Rettungsdienst vor allem deswegen zu Konfrontationen, weil er oft umsonst gerufen werde. Viele Migranten wählten häufig den Notfall-Notruf, obwohl ihnen nichts Schlimmes fehle. Aus dem Ruder laufe die Situation dann, wenn der Mediziner den Patienten erklären wolle, dass der Notarzt nur bei Notfällen zu rufen sei. Viele würden dann richtig aggressiv. Quelle: Susanne Hamann, Rheinische Post, 22.03.2016

Alt-Bundeskanzler Kohl warnt Europäer vor Flüchtlingen-

STAND: Mitte April 2016

Alt-Bundeskanzler Helmut Kohl habe sich gegen die massenhafte Aufnahme von Flüchtlingen in Europa gewandt, berichtete der "Tagesspiegel am Sonntag" laut einem Vorwort zur ungarischen Ausgabe seines Buches. Er habe geschrieben, Europa könne nicht zur neuen Heimat für Millionen Menschen weltweit in Not werden, da die Lösung in den betroffenen Regionen liege und nicht in Europa. Europa könne nur Hilfe zur Selbsthilfe leisten, habe Kohl betont. Zudem habe er gemahnt, dass neben humanitären Aspekten Europa auch wohlbegründete kulturelle und sicherheitspolitische Interessen berücksichtigen müsse. Viele Flüchtlinge kämen aus unterschiedlichen Kulturkreisen und folgten zu einem wesentlichen Teil einem anderen als dem jüdisch-christlichen Glauben, der zu den Grundlagen der Werte und Gesellschaftsordnung gehöre. Quelle: Christoph von Marschall, Tagesspiegel, 17.04.2016

Junge Männer, die die Kultur der Gewalt mitbringen

STAND: Anfang Mai 2016

Bassam Tibi, Politologe der Universität Göttingen, erklärte, die Ereignisse von Köln seien nur ein Vorspiel gewesen. Viele seiner deutschen Gesprächspartner hätten die Gewalt, die in der Tradition einer orientalisch-patriarchalischen Kultur gegen Frauen stehe, nicht verstanden. Im Orient gelte die Frau nicht als Subjekt, sondern als Gegenstand der Ehre eines Mannes. Die Schändung einer Frau werde nicht nur als Sexhandlung und Verbrechen an der Frau selbst betrachtet, sondern eher als ein Akt der Demütigung des Mannes, dem sie gehöre. Unter den syrischen Kriegsflüchtlingen befänden sich nicht nur Opfer der Gewalt, sondern auch viele Täter, ja sogar zahlreiche Islamisten. Zudem brächten diese vorwiegend jungen Männer im Alter von 14 bis 20 Jahren die Kultur der Gewalt, auch die gegenüber Frauen, aus Nahost nach Deutschland. Die Silvesternacht in Köln sei nur ein Beweis hierfür und kein Einzelfall gewesen, wie Politiker versucht hätten, um die Bedeutung der Angelegenheit herunterzuspielen. Es gehe dem arabischen Mann bei der ausgeübten sexuellen Gewalt nicht nur um die "sexuelle Attraktion", sondern um den europäischen Mann, dessen Ehre der Orientale beschmutzen wolle. Köln sei nur der Anfang gewesen. Wenn Deutschland über eine Million Menschen aus der Welt des Islams hole und ihre Erwartung nicht erfülle, müsse man sich auf einiges gefasst machen. Aus der Werbung glaubten diese jungen Männer zu wissen, dass jeder Europäer eine Luxuswohnung, ein Auto und eine hübsche Blondine habe, und sie dächten, dass sie dies auch bekämen und am Wohlstand beteiligt würden. Wenn diese jungen Männer stattdessen in eine Notunterbringung in Schul- oder Sporthallen kämen, fühlten sie sich betrogen, ja sogar diskriminiert. Deshalb entwickelten sie Rachegefühle gegenüber dem europäischen Mann. Die enttäuschten und wütenden arabischen Männer hätten sich daher in Köln und Hamburg an deutschen Männern, vertreten durch die Frauen, gerächt. Unabhängig vom Krieg sei das Frauenbild in der arabischorientalischen Kultur patriarchalisch und umfassend menschenverachtend gewesen. Dieses Frauenbild dürfe in Europa nicht unter dem Mantel des Respekts für andere Kulturen geduldet werden. Als Syrer, der einen aufgeklärten Islam vertrete und für Respekt gegenüber Frauen einstehe, habe er gesagt, das sei ein kulturell verankerter Racheakt gewesen. Was hier zu kritisieren sei, sei nicht nur die oft beklagte falsche Toleranz, sondern auch die Unwissenheit über andere Kulturen. Quelle: Bassam Tibi, Welt online, 08.05.2016

Prügeln aus Langeweile

STAND: Mitte Mai 2016

Berlin. In Berlin habe es nach Angaben der Behörden nicht den geringsten Anlass für die Gewalttätigkeiten gegeben, die vermutlich nur aus Langeweile entstanden seien. Die Angeklagten Murat, Ahmet und Hakan hätten sich wegen versuchten Mordes, Raubes, Körperverletzung und sexueller Nötigung verantworten müssen. Verhandelt worden sei vor einer Moabiter Jugendkammer. Das Opfer Mirko F. habe ein Schädelhirntrauma und mehrere Frakturen am Kopf erlitten. Er sei nicht das einzige Opfer gewesen. Wenig später hätten die Angeklagten an der Osloer Straße an der Ecke Prinzenallee einen Mann und eine Frau bedroht, mehrfach geschlagen und erneut ausgeraubt. Quelle: Michael Mielke, Berliner Morgenpost, 13:05.2016

Bund stellt 93 Milliarden Euro für Flüchtlinge bereit

STAND: Mitte Mai 2016

Einem Medienbericht zufolge habe der Bund bis 2020 rund 93 Milliarden Euro für Flüchtlinge ausgegeben. Nach einer Aufstellung des Finanzministeriums habe der Bund zur Versorgung der Flüchtlinge bis 2020 insgesamt etwa 90,6 Milliarden Euro bereitgestellt. Dies gehe aus einem Bericht des Magazins "der Spiegel" hervor, der sich auf eine Aufstellung des Bundesfinanzministeriums für Verhandlungen mit den Ländern bezog. Die Berechnungen hätten demnach die Ausgaben für Unterbringung und Integration sowie für die Bekämpfung von Fluchtursachen in Krisengebieten enthalten. Allein für Sozialleistungen bei anerkannten Asylbewerbern, vor allem Hartz-IV-Zahlungen und Mietzuschüsse, hätten die Beamten von Finanzminister Wolfgang Schäuble in diesem Zeitraum 25,7 Milliarden Euro veranschlagt. Für Sprachkurse seien 5,7 Milliarden Euro und für Eingliederungshilfen ins Berufsleben 4,6 Milliarden Euro vorgesehen gewesen. Die jährlichen Kosten seien demnach von rund 16,1 Milliarden Euro im Jahr 2016 auf 20,4 Milliarden Euro im Jahr 2020 gestiegen. Quelle: AFP/rct, Welt online, 14.05.2016

Streit um Essen Flüchtlinge schlagen auf Bedürftige ein

STAND: Mitte Mai 2016

Im Crivitz im Landkreis Ludwigslust-Parchim hätten Flüchtlinge bei der Lebensmittelausgabe der Tafel andere Bedürftige abgedrängt und sogar verletzt. Ein seit Wochen bestehender Konflikt sei eskaliert. Rund 30 Zuwanderer hätten am Crivitzer Diakoniehaus Einheimische zurückgedrängt und geschlagen, um eher bedient zu werden. Es sei zu Fausthieben gegen Köpfe und Körper gekommen, so habe es im Polizeibericht gestanden und Zeugen hätten dies berichtet, erklärte Polizeisprecher Klaus Wiechmann. Nach Angaben der Tafelbetreiber hätten die Flüchtlinge außerdem versucht, das Eingangstor gewaltsam zu öffnen. Wiechmann habe gesagt, die Mitarbeiter hätten selbst Angst gehabt. Aus den Tafelräumen seien Kleidungsstücke entwendet worden, und auch eine Frau sei geschlagen worden. Geschäftsführer Thomas Twer habe sich Sorgen gemacht, dass Bedürftige aus Angst nicht mehr kommen würden. Quelle: Franz Pubantz, Ostsee Zeitung, 12.05.2016

Deutsche Männer können sich nicht mehr prügeln

STAND: Mitte Mai 2016

Der Gewaltforscher Jörg Barberowski habe gesagt, dass Männer in Deutschland gar nicht mehr wüssten, wie sie mit Gewalt umgehen sollten. Nach seiner Meinung könnten sich deutsche Männer nicht mehr prügeln. Dies habe man in der Kölner Silvesternacht 2015/2016 gesehen, als die deutschen Männer ihre Frauen nicht gegen Übergriffe verteidigt hätten. Der Historiker und Autor des Buches "Räume der Gewalt" habe beim Philosophie-Festival Phil. Cologne in Köln erklärt, dass deutsche Männer auf den Staat vertrauten. In einer Situation wie in der Silvesternacht 2015/2016 habe ein solches Verhalten natürlich sehr hilflos gewirkt. Wenn der Staat sein Gewaltmonopol dann nicht behaupte, erschüttere dies massiv das Vertrauen der Bürger. Quelle: dpa/mol, Welt online, 20.05.2016

Frauen bei Schlossgrabenfest sexuell belästigt

STAND: Ende Mai 2016

Nach einem Bericht habe es vor allem junge Frauen gegeben, die nach dem Schlossgrabenfest in Darmstadt Anzeige erstatteten. Sie hätten angegeben, von Männergruppen umzingelt und unsittlich berührt worden zu sein. Nach drei mutmaßlichen sexuellen Übergriffen beim Schlossgrabenfest in Darmstadt seien bei der Polizei 15 weitere Anzeigen eingegangen. Die jungen Frauen hätten nach Angaben der Behörde angegeben, bei dem Volksfest von Männergruppen umzingelt und ebenfalls unsittlich berührt worden zu sein. Drei Asylbewerber im Alter zwischen 28 und 31 Jahren seien festgenommen worden und gehörten nach ersten Ermittlungen zu einer Gruppe weiterer Männer. Quelle: dpa, FAZ, 30.05.2016

Übergriffe auf Frauen: neuer Fall Darmstadt

STAND: Anfang Juni 2016

Nach einem Bericht wurden auf dem Festival in Darmstadt mindestens 26 Frauen belästigt, womöglich hätten sich sogar noch mehr Opfer gemeldet. Es habe sich die Frage gestellt, ob deutsche Sicherheitsbehörden gar nichts aus der Horrornacht in Köln gelernt hätten. Der Schock über die Ereignisse der Kölner Silvesternacht 2015/2016 sei in ganz Deutschland zu spüren gewesen. Mehr als 1500 Straftaten der Kölner Silvesternacht seien von der Polizei erfasst worden, mit einer Bilanz von 1128 Opfern, darunter 626 Sexualdelikten. Von 153 Tatortverdächtigen seien 149 Ausländer gewesen, sogar 68 hätten Asyl beantragt. So etwas sollte sich nie mehr wiederholen, dennoch seien erneute Übergriffe erfolgt: Beim Karneval der Kulturen in Berlin habe es mindestens acht Übergriffe gegeben, beim Schlossgrabenfest in Darmstadt mindestens 26 Übergriffe. Auch bei kleineren Veranstaltungen wie einer Kirchweih im fränkischen Erlangen habe die örtliche Presse im Mai 14 Übergriffe bilanziert.

Die Deutsche Polizeigewerkschaft im Deutschen Beamtenbund Hessen habe die sexuellen Übergriffe beim Schlossgrabenfest in Darmstadt als ein Beispiel dafür bezeichnet, dass "Köln überall" sei. Der Vorsitzende der Polizeigewerkschaft Hessen, Heini Schmitt, habe am 11. Juni in Darmstadt erklärt, dass sich ihre Einschätzung unmittelbar nach den Vorgängen in der Silvesternacht in Köln auf traurige Weise bestätigt habe. In einer Pressemeldung vom 6. Januar 2016 hätten sie geäußert, dass es bei nächster Gelegenheit in Hessen ebenso passieren könne. Man habe damals noch nicht gewusst, dass es in Hessen bereits passiert sei, nämlich auch in der Silvesternacht und nun wieder beim Schlossgrabenfest in Darmstadt. Offenbar habe sich das gleiche Muster gezeigt: das Ausnutzen der Situation bei einer großen Menschenansammlung, das Umzingeln einzelner Frauen durch eine Gruppe von Männern und dann die sexuellen Übergriffe. Ganz offenbar habe sich auch die Botschaft männlicher Muslime wiederholt, dass ihre Opfer, also die attackierten Frauen, in ihren Augen "minderwertig" seien. Eine weitere Befürchtung, die sie in der Pressemitteilung vom 6. Januar 2016 geäußert hätten, habe sich ebenfalls bestätigt: von den mehreren hundert angezeigten Taten könnten in kaum einem Fall die Täter tatsächlich ermittelt und zur Verantwortung gezogen werden, weshalb auch kaum ernsthafte Sanktionen erfolgt seien. Seit der Silvesternacht hätten sich vor allem zwei Dinge verändert: Zum einen sei die Anzeigenbereitschaft der Opfer erkennbar gestiegen, zum anderen würden in der polizeilichen Berichterstattung und in den Medien vermehrt Hintergründe zur Herkunft der Täter genannt worden. Beides sei enorm wichtig gewesen, um ein reales Bild zu erhalten, statt der Öffentlichkeit eine vermeintlich heile Welt zu zeichnen. Die Landesleitung habe auch nachdrücklich der Erwartung widersprochen, man könne die jetzigen und potenziellen zukünftigen Täter zu einem nennenswerten Teil mit einem Integrationskurs auf den rechten Weg bringen. Wer dies der Öffentlichkeit vorgaukeln wolle, werde den Opfern nicht gerecht. – Die Landesleitung Quelle: Deutsche Polizeigewerkschaft Hessen 02.06.2016

Wolfgang Schäuble

STAND: Anfang Juni 2016

Wolfgang Schäuble, der Bundesfinanzminister, habe sich in klaren Worten geäußert, er fürchte eher die Degeneration der Deutschen durch Inzucht als eine Islamisierung. Er habe eine Abschottung Europas gegen Einwanderung abgelehnt und gesagt, die Abschottung sei das, was Deutschland kaputt machen und in Inzucht degenerieren ließe. Für ihn seien Muslime in Deutschland eine Bereicherung der Offenheit und Vielfalt. Es sei erstaunlich, dass ein etablierter Politiker sich so äußerte und rassistisch-genetisch argumentierte. Quelle: epd/mli, Welt online 08.06.2016

Kassel

STAND: Anfang Juni 2016

Schülerinnen aus dem Landkreis Kassel, die die Herderschule in Kassel besuchten, hätten von sexuellen Übergriffen durch Südländer in Straßenbahnen und Bussen berichtet. Drei junge Frauen im Alter von 16 bis 18 Jahren seien in der Vergangenheit immer wieder sexuell belästigt worden auf ihrem Schulweg. Es vergehe kaum ein Tag ohne Belästigung, hätten die drei jungen Frauen im Gespräch mit Ute Ochs vom Verein "Kasseler Hilfe" gesagt. Die große Dreistigkeit der teilweise deutlich älteren Männer bestehe darin, dass sie ihre Opfer schon mehrfach bis nach Hause verfolgt hätten, hätten die jungen Frauen erzählt. Öffentliche Verkehrsmittel hätten die Mädchen, soweit möglich, gemieden. Inzwischen hätten sie ihr Schweigen gebrochen, sich mit weiteren Herderschülerinnen ausgetauscht und festgestellt, dass viele andere diese Belästigung ebenso erlebt hätten. Steffi Burmeister vom "Arbeitskreis gemeinsam gegen sexuelle Gewalt aktiv" habe gesagt, man habe mit den Flüchtlingen leider auch ein Riesenpaket an sexueller Gewalt von Männern dazu bekommen. Die Täter kämen aus Kulturkreisen mit einem anderen Frauenbild. Quelle: Christina Hein, HNA, 08.06.2016

Tübingens Oberbürgermeister Boris Palmer nach Besuch von Asylunterkunft

STAND: Mitte Juni 2016

Der Oberbürgermeister Boris Palmer habe sich nach dem Besuch einer Asylunterkunft skeptisch über die Integrationschancen von Flüchtlingen gezeigt. Er habe gesagt, es falle ihm ungeheuer schwer, sich vorzustellen, wie man diese Menschen in die Gesellschaft, das Bildungssystem und den Arbeitsmarkt integrieren solle. Palmer habe eine Stadthalle in Tübingen besichtigt, in der seit einem halben Jahr mehr als 100 Asylsuchende untergebracht gewesen seien. Mit Hilfe zweier Dolmetscher sei er mit einer Gruppe Männer ins Gespräch gekommen, deren Tonfall empört, fordernd und fast schon aggressiv gewesen sei. Die Gruppe, die etwa ein Viertel der Flüchtlinge in der Halle ausgemacht habe, stamme größtenteils aus Syrien und Afghanistan. Die Erwartungen seien offensichtlich fürchterlich enttäuscht gewesen, habe Palmer geschrieben. Helfer der Unterkunft hätten dem Oberbürgermeister berichtet, dreiviertel der Asylsuchenden seien zufrieden und dankbar gewesen. Stattdessen habe eine dubiose Gruppe von Linksautonomen die Asylsuchenden aufgewiegelt und ihnen wohl den Eindruck vermittelt, durch öffentlichen Druck könnten sie die Halle schneller verlassen. Die Hausmeister hätten dieser Version widersprochen. Sie hätten berichtet, die Flüchtlinge hätten sich vorgestellt, sie bekämen sofort ein Haus und alles laufe von selbst. Die Erwartungshaltung sei maßlos gewesen. Dankbarkeit habe es nicht gegeben. Wegen Streitigkeiten sei immer wieder die Polizei gerufen worden. Gegen Ende seines Berichts habe Palmer sich gegen drohende Kritik verteidigt, dass er seine Eindrücke und Befürchtungen öffentlich gemacht habe. Er habe gefragt, ob man so ein Erlebnis zur Diskussion stellen dürfe, und betont, es nutze niemandem, die Situation anders zu beschreiben, als man sie sehe. Quelle: JF-online, Junge Freiheit, 15.06.2016

Es gibt nur einen Weg, um Kritik zu vermeiden: nichts tun, nichts sagen, nichts sein. —Aristoteles


STAND: Anfang Juli 2016

Die Nachrichten von sexuellen Übergriffen auf Frauen hätten sich gehäuft. Es sei gerade erst ein halbes Jahr her gewesen, dass in der Silvesternacht 2015/2016 in Köln am Hauptbahnhof über 1000 Frauen sexuell belästigt worden seien. Der Skandal von Köln habe Deutschland erschüttert, als er schließlich bekannt wurde. Bezüglich der Qualität der Berichterstattung habe es jedoch Unterschiede gegeben: Während Lokalzeitungen über lokale und regionale Ereignisse berichtet hätten, habe die überregionale Berichterstattung sich in großen Grenzen gehalten oder sei sogar schweigend gewesen. Im Pressekodex habe gestanden, dass in der Berichterstattung über Straftaten die Zugehörigkeit der Verdächtigen oder Täter zu religiösen, ethnischen oder anderen Minderheiten nur dann erwähnt werde, wenn für das Verständnis des berichteten Vorganges ein begründeter Sachbezug bestehe. Besonders sei zu beachten gewesen, dass die Erwähnung Vorurteile gegenüber Minderheiten fördern könne. Im Frühjahr 2016 habe der Deutsche Presserat darüber beraten, ob diese Richtlinie insbesondere nach den Ereignissen von Köln 2015/2016 noch zeitgemäß sei, und habe eine Änderung abgelehnt, sodass die Richtlinie weiterhin als zeitgemäß gegolten habe. Dennoch hätten einige Zeitungen und Redaktionen bei der Meldung von Kriminaltaten im Zusammenhang mit der Flüchtlingskrise einen begründeten Sachbezug erkannt und Herkunftsländer genannt. So hätten die Meldungen zu sexuellen Übergriffen, die vor allem von Migranten aus Nordafrika ausgeübt worden seien, nicht abgerissen. Es handele sich um Fakten. Valide Zahlen hierzu habe der Bericht "Kriminalität im Kontext von Zuwanderung" des Bundeskriminalamtes geliefert. Die Art und Weise, wie solche Verbrechen verübt worden seien, sei immer dreister geworden. Längst seien es nicht nur öffentliche Plätze, Busse und Bahnen oder Schwimmbäder gewesen, an denen Frauen mit sexueller Belästigung rechnen müssten. Diese Art Täter, die als Flüchtlinge ins Land gekommen seien, hätten eine Kultur sexueller Gewalt gegen Frauen mitgebracht. Statt dagegen aktiv zu werden, habe sich jedoch ein negativer Dreischritt abgezeichnet: Gewöhnung, Resignation und Verdrängung. Dabei seien sich die Menschen im Land über die Gefahr im Grunde sehr wohl im Klaren gewesen. Nicht umsonst seien Pfefferspray und Schreckschusspistolen gerade äußerst gefragt gewesen. Man sei es gewohnt gewesen, dass sich jeder Mensch, ob Mann oder Frau, in Deutschland grundsätzlich zu jeder Tages- und Nachtzeit frei und in einem gewissen Rahmen auch sicher bewegen könne. Abgesehen von bestimmten Gebieten in Großstädten, die schon immer nicht ganz ungefährlich gewesen seien, habe man in einem Land gewohnt, in dem Sicherheit und öffentliche Ordnung einen hohen Stellenwert gehabt hätten.

Niemand weiß, was für Arztbesuche von Flüchtlingen bezahlt wird

STAND: Anfang Juli 2016

In den ersten 15 Monaten hätten die Kommunen die Kosten für medizinische Behandlungen der Asylbewerber getragen. Welche Summen sie für die Gesundheit der Flüchtlinge aufbringen müssten, wisse bisher jedoch niemand. In Deutschland werde alles gezählt, jede Milchkuh, jeder Alkoholunfall usw., doch wie häufig Flüchtlinge zum Arzt gingen und welche Ausgaben die Steuer- und Beitragszahler dafür aufwenden müssten, stehe dagegen in keiner Statistik. Das sei sehr schwierig zu erheben gewesen, habe eine Sprecherin des Deutschen Städtetages erklärt. Ihr Kollege vom Landkreistag habe sich entschuldigt und gesagt, dass dort leider keine Daten gesammelt würden. Das bayerische Sozialministerium habe berichtet, dass man die Leistungen für Asylbewerber im Haushalt nicht so genau aufschlüssele. Obwohl Bund, Länder und Gemeinden die Kosten für deren Gesundheitsversorgung zum größten Teil übernommen hätten, habe bisher offenbar niemand wirklich Buch darüber geführt. Quelle: Rudi Wais, Augsburger Allgemeine, 30.06.2016

So entziehen sich Flüchtlinge der Abschiebung

STAND: Anfang Juli 2016

Ein Polizist habe in einem anonymen Brief an Kanzlerin Merkel, Bundesinnenminister Thomas de Maizière und Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel kritisiert, dass weit mehr als die Hälfte der Abschiebungen in Deutschland scheitere. Er habe darin Vorfälle geschildert, die Polizisten täglich erlebten und die sie zunehmend frustrierten. So habe beispielsweise ein Familienvater im Transportfahrzeug auf der Autobahn randaliert. Als der Flüchtling aus Weißrussland drei Polizisten verletzt habe, sei die Abschiebung unterbrochen worden, Tage später sei die Familie dann mit deutlich mehr Einsatzkräften abgeschoben worden. Die Polizeikosten hätten sich demnach auf 9.800 Euro beliefen. Zudem habe der Polizist berichtet, dass Flüchtlinge sich der Abschiebung mit speziellen Strategien bewusst entziehen würden. Familien hätten ihre Kinder versteckt, um eine Abschiebung zu verhindern. Er habe seit Jahren Abschiebungen begleitet. Ein anderer Trick sei gewesen, Krankheiten vorzutäuschen. Weiterhin hätten einige versucht, die Abschiebung hinauszuzögern, da viele Länder Flüchtlinge nach 14 Uhr nicht mehr zurücknähmen. Eine weitere Strategie sei gewesen, Widerstand beim Besteigen des Flugzeugs zu leisten, sodass die Piloten sich weigerten, die Flüchtlinge an Bord zu nehmen. Die "Bild-Zeitung" habe berichtet, dass die Abschiebung von drei Flüchtlingen aus NRW ins afrikanische Guinea mehr als 124.000 Euro gekostet habe. Da es sich um zwei verurteilte Straftäter und einen Mann gehandelt habe, der sich mehrfach mit Gewalt seiner Abschiebung widersetzt habe, habe eine 14-köpfige Crew, bestehend aus 13 Bundespolizisten zur Bewachung sowie einem Arzt, mitreisen müssen. Auch de Maizière habe Flüchtlingen vorgeworfen, mit speziellen Strategien der Abschiebung aus Deutschland zu entgehen. So hätten straffällig gewordene Flüchtlinge aus den Maghreb-Staaten kurz vor ihrer Abschiebung erneut Straftaten begangen, um diese zu verzögern. Zudem habe er Ärzten vorgeworfen, dass sie Asylbewerbern zu oft ungerechtfertigte Atteste ausstellten und sie damit vor Abschiebung bewahrten. Quelle: nidi/dpa, Welt online, 07.07.2016

Mehr sexuelle Gruppenübergriffe in Schwimmbädern

STAND: Anfang Juli 2016

Es sei berichtet worden, dass nicht nur in Düsseldorf, sondern auch in Niedersachsen im Jahr 2016 vermehrt sexuelle Gruppenübergriffe in Schwimmbädern gemeldet worden seien. Demnach seien in den ersten drei Monaten des laufenden Jahres Straftaten registriert worden, bei denen die Täter aus größeren Gruppen heraus gehandelt hätten, habe das Landeskriminalamt auf Anfrage bei der katholischen Nachrichtenagentur in Hannover erklärt. Bei allen Gruppendelikten seien die Tatverdächtigen nicht deutscher Herkunft gewesen. Quelle: KNA, Rheinische Post, 08.07.2016

Mehrere sexuelle Übergriffe auf Stadtfest in Sinsheim

STAND: Mitte Juli 2016

Stadtfest Sinsheim: Es sei berichtet worden, dass auf dem Stadtfest in Sinsheim fünf junge Frauen Opfer sexueller Übergriffe geworden seien. Das jüngste Opfer sei 14 Jahre alt gewesen. Die Täter seien als südländisch beziehungsweise nordafrikanisch aussehend beschrieben worden. Quelle: pol/rob, Heidelberg 24, 08.07.2016

Es droht ein Sommer der Schande

Stand Mitte Juli 2016

Rechte Hetze, Vorurteile, Alarmismus. Wer nach den Sexattacken von Silvester 2015/2016 gewarnt hatte, die Situation werde sich noch verschlimmern, wenn die Freibadsaison beginnt, sah sich schnell dem Vorwurf ausgesetzt, er wolle lediglich Stimmung gegen Flüchtlinge machen. Doch nun im Sommer, straft die Realität die politischmedialen Berufsbeschwichtiger mit ihrer Mär der angeblichen Einzelfälle Lügen. Wer montags die Polizei und Lokalpresse durchblättert, muss sich fragen, ob er seine Kinder noch allein ins Freibad oder den Baggersee gehen lassen kann. Kein Wochenende an dem es nicht zu zahlreichen sexuellen Übergriffen auf Kinder, Mädchen und Frauen kommt.

Die Täter: Afghanen, Iraker, Nordafrikaner, Pakistaner oder schlicht “Südländer. Für sich betrachtet mag jeder sexuelle Übergriff ein Einzelfall sein, doch in der Summe sind hunderte Einzelfälle eben auch ein Massenphänomen und das deutschlandweit.

Die Hölle von Köln, sie wiederholt sich an jedem Wochenende in Deutschlands Freibädern. Hier hilft keine Diskussion, wann, wie und wo und ob nein auch nein heißt, insbesondere wenn die Täter das Wort nein nicht verstehen oder verstehen wollen. Auch Bewährungsstrafen und auferlegte Integrationskurse sind keine angemessene Antwort auf die ausufernde Welle sexueller Gewalt kann einzig und allein lauten: wer sich als vermeintlich Schutzsuchender an Kindern u. Frauen vergreift, hat sein Aufenthaltsrecht verwirkt. Quelle: Felix Krautkrämer, Junge Freiheit, 11.07.2026

Frauen bei Open-Air-Festival in Bremen sexuell belästigt

STAND: Mitte Juli 2016

Es wurde berichtet, dass es beim mehrtägigen Open-Air-Festival "Breminale" zu mehreren Fällen sexueller Belästigung gekommen sei. Sechs Tatverdächtige seien vorübergehend festgenommen und später wieder auf freien Fuß gesetzt worden, teilte eine Polizeisprecherin mit. Bei den Tätern habe es sich überwiegend um Flüchtlinge afghanischer Herkunft gehandelt. Quelle: dpa/mak. Welt online, 18.07.2016

Zug-Attacke in Würzburg

Stand: Ende Juli 2016

Bei dem Angreifer, der bei einem Regionalzug bei Würzburg drei Menschen schwer verletzt hat, handelt es sich um einen 17-jährigen Afghanen. Das teilte der bayerische Innenminister Joachim Herrmann in mehreren Fernsehinterviews mit. Nach ersten Erkenntnissen sei er als unbegleiteter minderjähriger Flüchtling nach Deutschland gekommen.

Der junge Mann war am Montagabend in dem Regionalzug mit Axt und Messer auf mehrere Fahrgäste losgegangen. Drei Menschen wurden schwer verletzt, ein weiterer erlitt leichte Verletzungen, wie ein Polizeisprecher vor Ort mitteilte. 14 Menschen erlitten einen Schock. Nach der Attacke sei der Angreifer aus dem Zug geflüchtet, berichtete Herrmann. Ein Sondereinsatzkommando, das zufällig in der Nähe gewesen sei, habe die Verfolgung aufgenommen. Als der 17-Jährige mit seinen Waffen auf die Einsatzkräfte losgegangen sei, hätten diese das Feuer eröffnet. Der junge Mann wurde getötet.

Die Polizei gehe nach Zeugenaussagen von einem Einzeltäter aus, sagte Herrmann. Der 17-Jährige, der ohne Eltern nach Deutschland gekommen sei, habe seit einiger Zeit im Landkreis Würzburg gelebt, in einer Einrichtung in Ochsenfurt. Zuletzt habe er bei einer Pflegefamilie gewohnt. Auf die Frage, ob es einen islamistischen Hintergrund geben könnte, sagte Herrmann, es habe angeblich einen "Ausruf" gegeben. Dies müsse noch geprüft werden. Quelle: Focus online, 19.07.2016

Mann tötet Frau mit Machete

STAND: Ende Juli 2016

In der Reutlinger Innenstadt, im Bereich des zentralen Omnibusbahnhofs, soll ein Mann im Streit eine Frau mit einer Machete tödlich verletzt haben. Danach habe der Täter eine weitere Frau und einen Mann verletzt. Die beiden Verletzten seien nach Angaben der Polizei Zufallsopfer gewesen. Wie die Polizei mitteilte, handelte es sich bei dem Täter um einen 21 Jahre alten Asylbewerber aus Syrien. Er sei wegen Gewaltdelikten "polizeibekannt" gewesen, gegen ihn hätten Anzeigen wegen Körperverletzungen vorgelegen, sagte ein Polizeisprecher. Quelle: dpa, Welt online, 24.07.2016

Immer mehr Flüchtlinge in Haft

STAND: Ende Juli 2016 aus "Stuttgarter Nachrichten"

Stuttgart: Guido Wolf (CDU) habe kein Blatt vor den Mund genommen. Die Situation stelle sie vor große personelle wie auch räumliche Herausforderungen, habe der neue Justizminister auf Anfrage ihrer Zeitung gesagt. Gemeint sei die Lage in den Gefängnissen in Baden-Württemberg gewesen. Der Grund dafür sei, dass seit August 2015 die Anzahl der Untersuchungsgefangenen sprunghaft um knapp 30% angestiegen sei, habe Wolf erklärt. Nach einer Auswertung des Justizministeriums gehe die Zunahme praktisch ausschließlich auf ausländische Gefangene zurück. Deren Anteil sei stark gestiegen, ihre Gesamtzahl habe inzwischen bei 3123 gelegen. Sie seien aus 100 verschiedenen Nationen gewesen. Besonders auffällig sei gewesen, dass bei den Inhaftierten ohne deutschen Pass nach wie vor Türken und Rumänen an der Spitze gelegen hätten, allerdings hätten die Nationen, aus denen zuletzt viele Asylbewerber nach Deutschland gekommen seien, deutlich aufgeholt. Inzwischen seien über 1100 der Gefangenen aus solchen Ländern gewesen. Der Landesvorsitzende des Bundes der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands habe den rasanten Anstieg der Inhaftierten binnen eines Jahres als "Belegungs-Tsunami" bezeichnet. Quelle: Jürgen Bock, Stuttgarter Nachrichten, 27.07.2016

Würzburg, München, Reutlingen, Ansbach….

Stand: Ende Juli 2016

Es wurde berichtet, dass Deutschland innerhalb einer Woche von einer Serie an Gewalttaten erschüttert worden sei. Bei einer Axtattacke in einem Regionalzug bei Würzburg am 21.07.2016 habe ein mit Axt und Messer bewaffneter Mann Fahrgäste angegriffen. Vier Menschen seien schwer verletzt worden, eine fünfte Person leicht. Ursprünglich sei man von einem 17-jährigen Flüchtling aus Afghanistan ausgegangen. Doch daran seien bald Zweifel laut geworden, es gebe Anhaltspunkte dafür, dass sich der Täter bei seiner Registrierung in Deutschland als Afghane ausgegeben habe, um seine Chancen zur Anerkennung als Flüchtling zu erhöhen, habe das heute-journal berichtet. In seinem Zimmer hätten Ermittler ein pakistanisches Dokument gefunden. Bei einem Amoklauf in München am 22.07.2016 habe ein junger Mann nahe des Olympia-Einkaufszentrums im Nordosten Münchens wild um sich geschossen. Zehn Menschen seien ums Leben gekommen, darunter der Attentäter, der sich selbst erschossen habe. Über 30 Menschen seien verletzt worden. Der Täter sei ein 18-jähriger Deutsch-Iraner gewesen. Die Opfer seien hauptsächlich Jugendliche gewesen: drei 14-Jährige, zwei 15-Jährige, ein 17-Jähriger, ein 19-Jähriger, ein 21-Jähriger und ein 45-Jähriger. Bei den Verletzten hätten sich einige Personen noch in äußerst kritischem Zustand befunden. Bei einem Messerangriff in Reutlingen am 24.07.2016 sei ein Mann mit einem langen Döner-Messer bewaffnet durch Reutlingen gelaufen und habe um sich geschlagen. Es habe ein Todesopfer und mehrere Verletzte gegeben. Auf die schriftliche Mitteilung der Polizei, dass es sich bei dem Tatverdächtigen um einen 21-jährigen Asylbewerber aus Syrien handele, hätten die Menschen im Internet mit fremdenfeindlichen Kommentaren reagiert. Bei einem Bombenanschlag in Ansbach am 24.
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